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An die Angestellten!
Am 31. Juli entscheidet die Reichstagswahl Ober Euer Schicksal.

Ihr entscheidet am 31. Juli Über das Schicksal von Land und Volk.

Die kapitalistische Wirtschaft ist ins Wanken geraten.
Ströme der Not durchfluten Deutschland, Millionen von

Angestellten und Arbeitern mit ihren Familien sind das

Opfer von Gewinnsucht und Unfähigkeit der Kapitalisten

geworden. Das Volk hungert bei vollen Scheunen. Die

Träger dieses versagenden Wirtschaftssystems fürchten

den Zorn der Notleidenden, denen die Demokratie bisher

Waffe im Kampf gegen Ausbeutung und Unterdrückung

gewesen ist. Zur Rettung eines versagenden Wirtschafts¬

systems soll die Demokratie zerschlagen werden. Die

Schuldigen unserer Not, eine Handvoll Großkapitalien,
fanden in den Nationalsozialisten ihre willigen Sklaven¬

halter, um den

Sturm der Entrechteten und Enterbten

auf den Kapitalismus abzuwehren. Millionen verzweifelter

Menschen, Tausende von Angestellten wurden von den

Nationalsozialisten an ihrer antikapitalistischen Sehnsucht

gepackt, sie dienten aber als Fußschemel, auf dem eine

Regierung des Monopolkapitalismus und GroB-

grundbesitzes

zur Staatsmacht emporsteigen konnte. Alle sozialen Er¬

rungenschaften der Angestellten sind durch das „neue

System" in höchste Gefahr geraten. Der nachkriegszeit¬
liche „Wohlfahrtsstaat" soll abgeschafft werden. Die

Nationalsozialistische Arbeiterpartei war bereit, neues

maßloses Elend der Angestellten, Arbeiter und Beamten,

der Sozialrentner, Kriegsbeschädigten und Erwerbslosenum

den Preis einer Uniform für Terrorfreiheit in Kauf zu nehmen.

Das „neue System" Papen-Hitler bringt den Angestellten:

Zerschlagung der Arbeitslosenversicherung unter Aufrechterhaltung hoher Pflichtbeiträge;

Herabwürdigung von Rechtsansprüchen zu würdelosen Almosen durch Bedurftigkeitsprüfung;

Aushöhlung der Angestelltenversicherung und Kürzung der wohlerworbenen Alters- und

Invaliditätsrenten;

Freiheit für Gehaltsabbau durch Nichtanwendung der staatlichen verbindüchkeitserklärung;

Gefährdung des Kündigungsschutzes und des übrigen Angestelltenrechts.

Die Zuspitzung im wirtschaftlichen Ringen zwischen Kapi¬
tal und Arbeit hat auch politisch eine

Klärung der Fronten

gebracht. Die bürgerlichen Mittelparteien sind geschicht¬
lich überwunden. Zum SLJuli stehen sich nur zwei

Fronten gegenüber:

Demokratie und Soziatismus

gegen Kapitalismus und Faschismus.

Alle Versuche der bürgerlichen Angestelltenverbände, in

Unternehmerparteien Angestellteninteressen vertreten zu

wollen, sind endgültig gescheitert. Der Deutschnationale

Handlungsgehilfen-Verband hat sich deshalb resigniert
von diesem Wahlkampf zurückgezogen. Es ist

kein Raum zwischen den Klassen.

Die freien Gewerkschaften ringen bei dieser Wahl mit

einem innerlich unwahren Nationalismus. Eine falsch ver¬

standene Wirtschaftspolitik der Absperrung bedeutet

Armut des Volkes. Armut ist auch das Ergebnis der

kapitalistischen Krise.

Rettung des Kapitalismus aber heißt Verewigung

und Steigerung der Armut.

Nur auf dem Boden einer sozialistischen Planwirtschaft

sind politische Freiheit und soziale Rechte aul die Dauer

verbürgt. Der Tag tut den Umbau der Wirtschaft und die

Zeit eines Gegenwartssozialismus sind gekommen.

Verbrudert Euch in der Eisernen Front mit allen schaffenden volks-

kräften Zum EinheitSblOCk der Arbeit, sprengt die Ketten, schlagt die Reaktion.

WÄHLT SOZIALISMUS UHD DEMOKRATIE UHD IHR SEID FREI!

Berlin, im Juli 19J2.
Der AfA-Bundesvorstand.
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Umbau derWirtschaft

Programmatische Richtlinien zur Wirtschaftspolitik

Nachdem der AfA-Bundesausschufi auf seiner außer¬

ordentlichen Tagung am 22. März 1932 das Material für

ein Wirtschaftsprogramm der freien Gewerkschaften ver¬

abschiedet hatte (abgedruckt im Heft 4/32 der AfA-Bundes¬

zeitung), haben eingehende Beratungen r'.es ADGB und des

AfA-Bundes stattgefunden, als deren Ergebnis wir nach¬

stehende Richtlinien veröffentlichen. Die Redaktion.

Die ungeheure Krise macht es zur zwingenden Aufgabe
unserer Zeit, mit dem Kampfe um dia Ueberwindung der

herrschenden Krisennot planvolle Maßnahmen gegen die

Wiederkehr gleichartiger Katastrophen einzuleiten. Der

Umbau der jetzigen planlosen Wirtschaft in eine planvolle
Gemeinwirtschaft ist unerläßlich.

In der anzustrebenden planmäßigen Bedarfsdeckungswirt¬
schaft muß die Gesellschaft die Verfügungsgewalt über die

Produktionsmittel haben. Aus dieser Zielsetzung ergeben
sich folgende Richtlinien für eine den wahren Interessen des

Allgemeinwohls dienende Wirtschaftspolitik:

I. Konjunkturpolitik
und Massenkaufkraft

Die planmäßige Entwicklung der Wirtschaft erfordert die

Anpassung der Produktion an den gesellschaftlichen Be¬

darf.

1. Zur Verhütung der Krisen und zur Förderung des wirt¬

schaftlichen Fortschritts ist entsprechend der wachsenden

Produktivität der menschlichen Arbeit eine systematische
Stärkung der Massenkaufkraft und die Regelung der

Kapitalbildung sowie der Kapitalverwendung notwendig.

2. Mit der steigenden Produktivität der Arbeit ist die Ar¬

beitszeit zu verkürzen. Die 40-Stunden-Woche ist sofort

gesetzlich durchzuführen, sie muß zur Zeit als das

Höchstmaß der zulässigen Arbeitszeit gelten.

3. Zur Milderung der Konjunkturschwankungen müssen

Reich, Länder, Gemeinden und sonstige öffentliche Kör¬

perschaften ausreichende finanzielle Mittel für Arbeiten

und Aufträge in der Krisenzeit bereithalten. Die Träger
der Sozialversicherung müssen während der guten Kon¬

junktur Reserven bilden, deren Einsatz in der Krise dem

Absinken der Massenkaufkraft entgegengewirkt. .

II. Industrie und Handel

Der demokratische Staat muß entscheidenden Einfluß
auf die Entwicklung der Industrie und des Handels aus¬

üben, um sie zum Wohl der Allgemeinheit zu lenken.

1. Die Schlüsselindustrien sind der Willkürherrschaft der

Privatmonopole zu entziehen und in Gemeinbesitz zu

überführen. Die Bodenschätze und die lebenswichtigen
Rohstoffindustrien, ferner die gesamte Energiewirtschaft
sowie der gesamte Verkehrsapparat, die die Grundlagen
des modernen Wirtschaftslebens bilden, müssen von der

Gesellschaft zum Nutzen der Allgemeinheit planmäßig
bewirtschaftet werden.

2. In erster Linie sind zu verstaatlichen:
der gesamte Bergbau einschließlich der Nebenbetriebe,
die Eisenindustrie einschließlich der Schrottwirtschaft und
die Metallgewinnung,
die Großchemie, insbesondere die Herstellung von künst¬
lichen Düngemitteln,
die monopolisierten Zweige der Baustoffindustrie, ins¬

besondere die Zementindustrie.

3. Die Energie- und Verkehrswirtschaft ist in ihrer Gesamt¬
heit in den Besitz der öffentlichen Hand zu überführen

mit dem Ziel der Verbesserung und Verbilligung ihrer

Leistungen. ,
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4. Alle Kartelle und ähnlichen Zusammenschlüsse von

Unternehmungen sowie monopolartige Konzerne und Ein-

zelunternehmungen sind durch ein staatliches Kartell- und

Monopolamt zu überwachen. Das Kartell- und Monopol¬
amt hat die Anlage-, Produktions- und Absatzpolitik so¬

wie die Festsetzung der Preise ständig zu prüfen und im

Interesse der Allgemeinheit zu beeinflussen.

5. Um die planmäßige Verbindung zwischen Massenbedarf

und Produktion herzustellen und die Verteilungskosten
zu verringern, ist der Zusammenschluß der Verbrauche!

in Konsumgenossenschaften zu fördern.

III. Kredit- und Bankwesen

I Das private Bankwesen ist durch ein staatlich be«

I herrschtes Bankensystem mit der Aufgabe planmäßiger
Kredit- und Kapitalverteilung zu ersetzen.

l.Die Banken und sonstigen Kreditinstitute sowie die Ver-*

Sicherungsgesellschaften, insbesondere die Lebensver¬

sicherungen als Sammelbecken des Sparkapitals sind zu

verstaatlichen.
Als Uebergangsmaßnahme ist der kapitalmäßige Ein»

flufi des Staates auf die Banken auszubauen. Alle Kapital¬
beteiligungen öffentlicher Stellen bei Banken sind zur

durchgreifenden Sicherung ihres Einflusses auf die Ge¬

schäftsführung zu benutzen.

2. Bereits in der Uebergangszeit müssen die Kredite plan¬
mäßig verteilt und in der Richtung der planmäßiger
volkswirtschaftlichen Bedarfsdeckung gelenkt werden.

Diese Aufgabe hat ein zentrales Bankenamt zu erfüllen.

das die Bewegung der Kredite durchleuchtet, Richtlinien

für die Anlagepolitik der Kreditinstitute aufstellt und di<-

Durchführung dieser Richtlinien überwacht.

3. Das Bankenamt muß mit der Reichsbank, als der Hüterin

j des Geldwesens, eng zusammenarbeiten. Die ReichsbanL-

! ist von dem überwiegenden Einfluß der privaten Bank

.und Industriekreise zu befreien. In ihrem Generale,

.müssen neben dem Staat und der öffentlichen Wirtschal;

lalle wichtigen Wirtschafisverbände, vor allem die Ge¬

werkschaften und Verbraucher, vertreten sein.

IV. Agrarpolitik
Die Arbeiterklasse erstrebt einen gerechten Ausgleich

zwischen Stadt und Land.

1. Jedem werktätigen Landwirt gebührt ein angemessene1-

Einkommen für seine aufgewandte Arbeit, Der landwirt¬

schaftliche Arbeitsertrag ist abhängig von der Erhaltung
und Erhöhung der Massenkaufkraft. Daher müssen alle

Maßnahmen der Preisbeeinflussung, insbesondere alle

Schutzmaßnahmen gegen die ausländische Konkurrenz

auf die Kaufkraft der städtischen Verbraucher Rück¬

sicht nehmen.

2. Zur Sicherung der Landwirtschaft gegen übermäßige
Schwankungen der Erlöse ist der Markt durch staatliche

Handelsmonopole sowie planmäßige Beeinflussung des

Umfanges und der Richtung der Produktion zu regu¬

lieren. Die Spanne zwischen Erzeuger- und Verbraucher¬

preisen ist durch staatliche Maßnahmen und durch direkte

Zusammenarbeit der landwirtschaftlichen Absotzgenossen-
schaften mit den städtischen Verbrauchergenossenschaf¬
ten zu verringern.

3. Um die Lage der Kleinbauern zu verbessern, muß der

Staat das Fachwissen fördern, die Feldbereinigung be¬

schleunigen und die Bildung von Produktivgenossen¬
schaften unterstützen.

4. Der nichi mehr lebensfähige Großgrundbesitz ist in

Bauernlarid oder in genossenschaftliche Großbetriebe um¬

zuwandeln. Die Siedlungsstellen müssen ausreichende

Lebensmöglidikeiten gewähren. Bei der Auswahl der

Siedler sind in erster Linie Landarbeiter zu berücksich¬

tigen. Jede Subventionierung des Großgrundbesitzes ist

einzustellen. Das Großgrundeigentum ist in Gemeinbesitz

zu überführen.

V, Außenhandelspolitik
Die Außenhandelspolitik, die gegenwärtig von privaten,
industriellen und agrarischen Interessen beherrscht wird,
ist in den Dienst der Lenkung der Volkswirtschaft zu

stellen. Sie hat die Einordnung der deutschen Volkswirt¬

schaft in die internationale Arbeitsteilung zu fördern und

der Gefahr ihrer Abschnürung vom Weltmarkt vorzu¬

beugen.
1. Die Zoll- und Handelspolitik Deutschlands muß auf den

Abbau der Handclshemmnisse gerichtet sein.
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2. Deutschland muß mit allen ihm zur Verfügung stehenden

Mitteln die Wiederherstellung des internationalen Wäb-

rungs- und Kreditzusammenhanges fördern.

3. Besonders muß der enge Zusammenschluß der europä¬
ischen Wirtschaftskräfte angestrebt werden.

4. Mit dem Ausbau der Planwirtschaft wird an die Stelle

der heutigen privaten Außenhandelsbeziehungen der staat¬

lich organisierte internationale Güteraustausch auf der

Grundlage eines Außenhandelsmonopols treten.

VI. Aufbau der Planwirtschaft

Schon im Rahmen des bestehenden Wirtschaftssystems
müssen die Ansätze zur Planwirtschaft zusammengefaßt
werden. Im besonderen muß die einheitliche Führung der

Eigenwirtschaft der öffentlichen Hand sichergestellt werden.

t. Mit dem Aufbau der Planwirtschaft und deren Leitung
ist eine zentrale Planstelle zu betrauen. Sic hat in engster

Zusammenarbeit mit dem Bnnkenamt, dem Kartell- und

Monopolamt, den Organen des Handelsmonopols und der

Verwaltung der öffentlichen Wirtschaft ständig die Tätig¬
keit der einzelnen Zweige der Wirtschaft zu beobachten

und auf ihre planmäßige Entwicklung hinzuwirken.

2. Entsprechend der fortschreitenden Verstaatlichung der

Banken und der Ausdehnung der öffentlichen Wirtschaft
hat die Planstelle in Verbindung mit dem Bonkenumt

volkswirtschaftliche Kreditverteilungspläne aufzustellen.

Mit den Organen des Außenhandelsmonopols muß sie die

Richtlinien für den Außenhandel festlegen.
3. Der Ausbau der Planwirtschaft muß Hand in Hand gehen

mit der Demokratisierung der Wirtschaft. An allen öffent¬

lichen Einrichtungen, die der Förderung oder Ueber¬

wachung der Wirtschaft, einzelner Wirtschaftszweige oder

Wirtschaftsgebiete dienen, sind gemäß Artikel fü5 der

Reichsverfassung die berufenen Vertreter der Arbeit¬

nehmer angemessen zu beteiligen.

Berlin, 21. Juni 1932.

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund

Allgemeiner freier Angestelltenbund

FRITZ CRONER, BERLIN

Freiheit — für Demokratie, gegen Ständestaat

Zur Reichstagswahl
Die deutsche Situation steht auf Messers Schneide. Die

großagrarisch-militärische Spielart der Gegenrevolution hat

die radikal sich gebärende nationalsozialistische Spielart im

Wettkampf um die Macht zunächst geschlagen. Die

Schleicher und Papen haben sich auf den Schultern der

P'itler und Konsorten in den Besitz der Staatsmacht gesetzt.

Die ersten Wochen ihres Wirkens haben genügt, um den

Bürgerkrieg in Deutschland in allen Ecken des Reichs auf¬

flammen zu lassen, um die Einheit des Reichs so ernstlich

wie noch nie zu gefährden, um den Kulturkampf gegen die

katholische Bevölkerung zu entfachen und das Zentrum

— zum ersten Male in der Geschichte der Republik — in

die schärfste Opposition zu drängen. Die nicht regierungs¬
fromme Presse wird mundtot gemacht, in Erklärungen vor

dem Auslande werden die deutschen Arbeiter und An¬

gestellten als nichtaufbauwillig diffamiert, in Unterschied zu

den subventionierten Großagrariern und der eusgehaltenen
Nationalsozialisten, die als „die aufbauwilligen Kräfte der

Nation" angepriesen werden. Nachdem die Regierungs¬

proklamation die „Parlamentsdemokratie" mit einer ver¬

ächtlichen Handbewegung abgetan hat, redet der Reichs¬

kanzler von Papen von der „gottgewollten organischen

Ordnung dei Dinge", die wieder aufgerichtet.werdtn müsse.

Was das für eine Ordnung sein mag, die gottgewollt
und organisch ist: die ganze Redseligkeit des Herrn Reichs¬

kanzlers wird nicht ausreichen, um zu erklären, was er

eigentlich gemeint hat. Sicher ist nur, daß das Parlament

und die Demokratie nicht gottgewollt sind. Nun, sie s nd seit

dem Naziwahlsieg bei der Reichstagswahl vom 14. Sep¬
tember 1930 gründlich abgeschafft worden. Das haben die

Feinde der Demokratie jedenfalls geschafft, daß von Demo¬

kratie seit 1930 keine Rede mehr sein kann. Man h it dem

Parlament vorgeworfen, es arbeite unsachlich — die Notver¬

ordnungen bringen ein Geschenk nach dem anderer, an die

Interessentenhaufen. Man hat dem Parlament vorgeworfen,
es verstünde nichts von Gesetzgebungsarbeit, ihm fjhle der

Sachverstand der Sachbearbeiter — die Notverordnungen
sind ein Jammerwerk von Fehlern, Flüchtigkeiten und

Widersprüchen. Man hat dem Parlament vorgeworfen, es

unterliege den Parteileidenschaften, es sei Einflüssen von

allen Seiten ausgesetzt, ihm fehle der Gesamtüberblick — in

den Notverordnungen diktiert die Parteileidenschaft,

diktieren die Einflüsse von einer Seite, ist der Blick

starr gegen die arbeitende Bevölkerung gerichtet. Zwei Jahre

Praxis ohne Parlament: wir möchten den sehen, der gut¬

gläubig ist und nicht alle seine Kräfte für die Wieder¬

eroberung der Demokratie einsetzt!

„Gottgewollte organische Ordnung der Dinge!" Sollte

der Herr Reichskanzler etwa den Ständestaat gemeint
haben? Die Papen-Gayl-Schleicher als staatliche Exekutive

des DHV-Programms? Es gibt viele schöne Zufälle in der

Weltgeschichte. Einer der schönsten „Zufälle" ist zweifellos,
daß sich kurz nach der Formulierung der „gottgewollten

organischen Ordnung" der Reichsverband der Industrie mit

dem Ständestaat beschäftigte und ihn „bejahte". „Der Ge-
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danke geistiger Parität", so erzählte dort Herr Lam¬

mers, „der sich in manchem Streben nach standischer Glie¬

derung des Volkes ausdrückt, ist grundsätzlich voll zu be¬

jahen". Denn dazu gehöre: Verneinung des Klassenkampfes
(durch den Reichsverband der Industrie!), das Streben nach

Entproletarisirung der Massen (durch den Reichsverband der

Industrie!), die ethische Förderung der Arbeit (durch den

Reichsverband!), der Eigentumsgedanke und die Abkehr von

einem extremen Individualismus (auf deutsch: Subven¬

tionen!), die organisch-universelle Lebensauffassung und die

christliche Ethik. Das ist eine ganze Menge auf einmal. Von

den komplizierten Fremdwörtern am Schluß dieser Auf¬

zählung können wir beruhigt absehen, sie sind nicht ent¬

scheidend. Entscheidend i.st, daß die Spitzenorganisation der

deutschen Industrie, die Wortführerin der kapitalistischen
Interessen sich positiv zum Gedanken des Ständestaats ge¬

stellt hat.

Für den Kapitalismus ist die Demokratie, die Herrschaft

durch das Volk, niemals eine Sache politischer Ueber¬

zeugung gewesen. Der Kapitalismus anerkennt die Demo¬

kratie, weil er, je komplizierter seine Maschinerie wird, je

größere Anforderungen er daher an die Leistungsfähigkeit
des Arbeiters und Angestellten stellen muß, desto mehr

Wert auf eine selbständig denkende, gutgeschulte, freie

Arbeiterklasse legen muß. Ein kompliziertes Industriesystem
mit seinen gewaltigen Ansprüchen an die geistige Beweg¬

lichkeit der Werktätigen kann nicht existieren, wenn die

werktätige Bevölkerung politisch unterdrückt und ge¬

knechtet ist.

Aber ebenso wie der Kapitalismus in seiner Entwicklung

zum Monopolkapitalismus seine wirtschaftliche Existenz¬

grundlage und Rechtfertigung, die freie Konkurrenz,

geopfert hat, um des ungestörten Genusses der Monopol¬

rente willen, ebenso ist er jetzt drauf und dran, seine politi¬

sche Existenzbedingung, die Demokratie, zu opfern,

um der ungestörten Ausübung seiner bedrohten politischen
Macht willen.

Die Bejahung des „Ständestaates" ist nichts weiter als die

ideologische Verkleidung ihrer Absichten. Was ist denn

dieser „Ständestaat" anders als das Herr¬

schaftssystem, mit dem sich in unserem

Jahrhundert allein noch eine Diktatur

gegen die Arbeiterklasse durchführen

läßt? Ständestaat heißt nicht Selbstverwaltung, sondern

das Gegenteil davon. Es kann im Ständestaat keine Selbst¬

verwaltung geben, weil ein Ausgleich der widerstrebenden

Interessen unmöglich gemacht, ja verboten ist. Es gibt
keinen anderen Interessenausgleich als den Kampf, den die

Demokratie anerkennt, der faschistische Ständestaat und

alle seine Ideologen aber verneinen. Wenn es im Stände¬

staat aber keinen Kampf zum Ausgleich der Interessen

geben kann, dann kann die Entscheidung nur dikta¬

torisch getroffen werden. Jeder Ständestaat ist

despotische Diktatur, jeder Ständestaat ist

Zwangsorganisation im Kleinen wie im Großen, jeder
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Ständestaat ist das Ende der Selbstverwaltung, ist Entrech¬

tung der Arbeiterklasse. Darum bejaht ihn heute der

deutsche Kapitalismus.
Wir brauchen ja gar nicht langt- über diese Selbst¬

verständlichkeiten zutheoretisiei en. Seht nach Italien,
seht euch die „Stand-Werdung" im Faschismus in na¬

tura an!

Der erste Paragraph der italienischen ArbeitsVerfassung
enthält folgende Erklärung:

„Die italienische Organisation ist ein Organismus mit

eigenen Zielen, eigenem Leben und eigenen Wirkungsmög¬
lichkeit, die höher stehen als jene der Einzelindividuen

oder ihrer Vereinigungen. Sie bildet eine moralische,

politische und ökonomische Einheit, deren vollkommener

Ausdruck der faschistische Staat ist."

Frei nach Papen! Die „moralische politische und ökono¬

mische Einheit" wird nun folg enden laßen gesichert:

Für jede Kategorie von Arbeitgebern und Arbeitnehmern

wird nur eine einzige „Gewerkschaft" anerkannt. Die Leiter

der „Gewerkschaften" müssen den Nachweis ihrer „er¬

probten Vaterlandsliebe" bringen. Dos können sie nur

dadurch, daß sie — in die faschistische Partei eintreten.

„Gewerkschaften", die anerkannt werden wollen, müssen

ihren Satzungen einen Zusatz einfügen, der die Aufnahme

von Mitgliedern von dem Nachweis ihrer „guten politischen
Führung und nationalen Gesinnung" abhängig macht. Wer

sich organisieren will, muß also zunächst Faschist werden

oder wenigstens so tun, als ob er Faschist geworden sei.

Alle nichtfaschistischen (liberalen, christlichen, demokra¬

tischen, kommunistischen und freien) Ge Arerkschaften sind

durch das Gesetz zum Schutze der öffentlichen Sicherheit

von 1926 aufgelöst worden.

Die Leiter der „Gewerkschaften" missen „in jedem
Augenblick das Vertrauen der Regierung besitzen". Die

„Ernennung der Vorsitzenden sowie der Sekretäre der

Reichs-, Bezirks- und Ortsverbände ist nur gültig, wenn sie

durch königliche Verordnung, auf Vorschlag des Arbeits¬

ministers und mit Zustimmung des Innenministers erfolgt".
Die Regierung hat das Recht, „die Beschlüsse der gesetzlich
anerkannten Gewerkschaften aufzuheben", ja sie kann sogar

„die Satzungen der gesetzlich anerkannten Verbände an¬

fordern und nötigenfalls selbst erlassen". Und schließlich:

die Arbeitsämter sind paritätisch besetzt, ajer ihr Leiter

ist — der Parteisekretär der faschistischen Partei am Orte!

Und für den ganz Begriffsstutzigen bestimmt der Artikel 23

der italienischen Arbeitsgesetzgebung:

„Die Arbeitgeber sind verpflichtet, ihre Arbeiter nur durch
dieses Büro einzustellen. Sie haben die freie Wahl unter

den in die Liste eingetragenen Arbeitern, müssen aber den

Mitgliedern der faschistischen Partei und faschistischen
Syndikate, entsprechend der Länge ihrer Zugehörigkeit zu

diesen, den Vorzug geben."
Das ist die gottgewollte organische Ordnung der Dinge,

die Herrn von Papen vorschwebt! Wenn das erreicht worden

ist, dann kann die Industrie beruhigt mit Herrn Lammers

die „g-eistige Parität" bejahen,, denn dann diktiert sie un¬

umschränkt.

Gegen diese wirtschaftliche und politische Terrororgani¬
sation von Staats wegen werden die deutschen Arbeiter und

Angestellten bis zum letzten Blutstropfen kämpfen. Das

Programm der Gewerkschaften aber hat mit aller Deutlich¬

keit ausgesprochen, daß unser Kampf um die Freiheit i n

der politischen Sphäre allein nicht zu ge¬

winnen ist. Wir müssen ihn wirtschaftlich unter¬

bauen, wir müssen die Zwingburgen brechen, auf deren Be¬

sitz die Macht derjenigen beruht, die mit dem „Ständestaat"
und der „gottgewollten Ordnung" die Freiheit des arbeiten¬

den Volkes vernichten wollen.

Freiheit! Darum zerschlagt den Groß¬

grundbesitz, schafft Land für die Siedler, nehmt den

Großagrariern die Möglichkeit, immer wieder und wieder

die politischen Rechte der Werktätigen zu bedrohen,
überführt die lebensfähigen Grofigüter in

Staatsbesitz!

Freiheit! Darum enteignet die Schlüs¬

selindustrien, verstaatlicht die Schwerindustrie und

die Großchemie, die aus ihren Profiten die Feinde der Ar¬

beiter und Angestellten finanzieren halfen, die die Demo¬
kratie hassen und für die Diktatur des Ständestaates
schwärmen!

Freiheit! — Darum schafft sofort das

staatliche Kartellmonopol, kontrolliert die Kon¬

trolleure der Produktion und des Marktes, prüft die Wege,
die ihre Gewinne gehenl
Freiheit! — Darum reißt den Schwindlern

des Ständestaates die Maske vom Gesicht,
zeigt den Zweiflern und Unsicheren die Fratze der faschisti¬
schen Despotie, sagt ihnen, was die Parole der Gewerk¬

schaften, was Sinn- und Inhalt der Demokratie ist: d i e

Selbstbestimmung des arbeit en d en Volkes
im Produktionsprozeß. Kämpft in der Ei¬

sernen Front am 31. Juli für den Sieg der

Freiheit! v

OTTO SUHR, BERLIN

Sozialismus —

für Planwirtschaft, gegen Monopolkapitalismus
Zum Aktionsprogramm der freien Gewerkschaften

Ein Heer von Hoffnungslosen bevölkert die Straßen —

und auch die Erwerbstätigen leben in Sorge uro die Zukunft.

Der Kapitalismus hat es zwar verstanden, die technischen

Kräfte zu entfalten, aber er ist an der anderen, an der

größeren Aufgabe der Wirtschaft gescheitert: allen Ar¬

beitswilligen Arbeit und dem ganzen Volke Brot zu geben.
Es ist ihm nicht gelungen, Erzeugung und Kaufkraft auf¬

einander abzustimmen, daß Krisen vermieden Verden. Und

immer wieder wird der eiserne Mechanismus der Markt¬

wirtschaft neue Katastrophen heraufbeschwörer.

Nachdem die Krisis die Grundlage der kapitalistischen
Wirtschaft untergraben hat, ist die Neuordnung der Wirt¬
schaft zur Existenzfrage des Volks geworden. Alle Opfer
der letzten Jahre wären umsonst gebracht, wean der Kapi¬
talismus im alten Gewände und mit ihm ajfs neue die

. Elendsperioden wiederkehren würden. Unsere Aufgabe kann
es nur sein, alle Ansätze in der heutigen Wirtschaft zu

einer neuen Ordnung zusammenzufassen, den Kapita¬
lismus zu sprengen, um dem Sozia¬
lismus den weg zu bereiten. Es genügt nicht

i mehr, den Sozialismus als Zukunftsziel aufzuzeigen, unver¬

bindlich Zukunftsversprechungen zu geben, sondern kon-

\ krete, durchführbare Zielsetzungen sind notwendig. Es gihV
den Sozialismus von dem Sternenhimmel der Zukunfts¬

hoffnungen in die Wirklichkeit herunterzuholen- und den
Raum zwischen Kapitalismus und Sozia¬

lismus z u g e s t a lt en. In dieser/Erkenntnis wurzeln die

Richtlinien, die ADGB und AfA-Bund zum Umbau der
Wirtschaft aufgestellt haben.1)

Gegen Produzentenkapitalismus — für planmäßige Ver¬
braucherwirtschaft.

So mannigfach die Ursachen dieser Krisis auch sein mögen
— eine Grundursache der Krisis läßt sich heute wie bei

jeder anderen Krisis feststellen: Die ungleiche Entwicklung
von Kapitalbild'ung und Kaufkraft, das Mißverhältnis

zwischen Anlagen und Absatzmöglich¬
keiten. Dagegen konnte bisher von keiner Stelle dafür

Beweis geliefert werden, daß Lohnsteigerungen zu den

Krisenursachen gehören — im Gegenteil: Die Behaup¬
tung von den überhöhten Löhnen ist Le¬

gende! Der Kapitalismus, einseitig auf Gewinnerzielung
bedacht, stellt Produktion und Kapitalbild'ung in den Vor¬

dergrund, ohne auf ihren Gleichschritt mit der Stärkung
der Kaufkraft der Verbraucher zu achten. Aber was hat

es für einen Sinn, die Kapitalbildung auf Kosten der

Massenkaufkraft so zu forcieren — wenn nachher die An¬

lagen nicht ausgenutzt werden können? Weil man die Kauf-

*) Abgedruckt S. 86. Bei den nachfolgenden Erläuterungen sind viel¬
fach Anregungen und Formulierungen anderer Mitarbeiter an dem Pro¬

gramm verwandt. Ein ausführlicher Kommentar zu dem Programm ist

unter dem Titel ,.Umbau der Wirtschaft" in der Yerlagsgeselfschaft de«
ADGB. erschienen.
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kraft der Konsumenten drosselte, herrscht Friedhofsstille in

den Fabriken! Damit entfällt aber auch jede ökonomische

Rechtfertigung für die hohen Ein ko m m e n. Die un¬

gleiche Einkommenspyramide mit den hohen und höchsten

Spitzeneinkommen einer bevorzugten Schicht und dem kärg¬
lichen Einkommen der Massen wurde bisher von den Lob-

rednern des kapitalistischen Systems mit der Notwendigkeit
erhöhter Kapitalbildung verteidigt. Bei gleichmäßigerer
Einkommenverteilung hätte die gewiß notwendige K a p i -

t a 1 b i 1 d u n g auch nicht aufgehört, sie wäre durch andere

Schichten in andere Kanäle (Sparkassen, Sozialversicherung)
geleitet worden, sie hätte zur besseren Ausnutzung der Kon¬

sumgüter und gesteigerten Aufnahme landwirtschaftlicher

Produkte in den Städten geführt.

Das Ziel einer krisenlosen Wirtschaft ist

innerhalb des Kapitalismus nicht zu erreichen. Alle Hoff¬

nungen auf ewige Prosperity sind zerstoben; der organi¬
sierte Kapitalismus hat die Krisen nicht gemildert, sondern

verstärkt. Krisen werden immer wiederkehren, solange
der Profit der einzige Regulator des Marktes ist. Nur eine-

planmäßige Bedarfsdeckungswirtschaft bietet Gewähr für

die ständige Erhaltung des Gleichgewichts zwischen Kapi-
talbildung und Verbrnuchssteigerung. Solange die Voraus¬

setzungen einer solchen Planwirtschaft fehlen, sind Hilfs¬

maßnahmen notwendig, um das Elend der Krisennot zu

mildern. Dazu gehört in' erster Linie „vorausschauende"
Arbeitsbeschaffungspolitik der öffentlichen

Hand und planmäßige Verteilung der vorhandenen Arbeit

durch allgemeine Arbeitszeitverkürzung.

Gegen private Monopole
selindustrien.

für Sozialisierung der Schlüs-

Die Beherrschung- der Schlüsselindustrien: Kohle und

Eisen, Großchemie und Baustoffindustrie, Elektrizitäts- und

Verkehrsgewerbe durch private Monopole hat zu sozialen

Machtbildungen geführt, die für Staat und Wirtschaft gleich
unerträglich sind. Die Privatmacht über die Schlüsselindu¬

strien hat sich als e'ne ständige Gefahr für die Demokratie

erwiesen. Vor allem aber hat die Trustwirtschaft

zu gewaltigen Fehlorganisationen und Fehlinvestitionen

geführt, die nicht nur in diesen Industriezweigen äußerste

Störungen hervorriefen, sondern von denen ausgehend
das gesamte Wirtschaftsleben erschüttert wurde. In der

Krisis aber flüchteten die,„Führer" aus der Verantwortung
in die Arme des Staates. Sie haben es in ausgezeich¬
neter Weise verstanden, ihre verlustreichen Betriebe mit

Gewinnen für die eigene Tasche zu führen, weil sich immer

eine hilfreiche öffentliche Hand fand, die ihnen die verlust¬

reichen Geschäfte abnahm. Dabei bedeutet eigentlich jede
Subvention des Eingeständnis eigener Hilflosigkeit
und zugleich ein Bekenntnis zur Verstaatlichung. Denn die

öffentliche Hand kann nicht in den unübersehbaren Kon¬

kurrenzkampf der einzelnen Unternehmen eingreifen. Es

gibt aus diesem Irrweg nur einen Ausweg: Statt Sub¬

vention für das einzelne Unternehmen Ver¬

staatlichung des ganzen Gewerb es.

Rechtsträger und Rechtsform der „verstaatlichten" Be¬

triebe sind Fragen untergeordneter Bedeutung; entschei¬

dend aber ist die einheitliche Führung oller

Betriebe der öffentlichen Hand, wobei den ein¬

zelnen Betrieben im Rahmen der Gesamtleitung eine be¬

stimmte Selbständigkeit verbleiben wird.

Die Verstaatlichung der Schlüsselindustrien ist zunächst

nichts weiter als ein Rechtsvorgang, die Ueberführung von

Privateigentum in Gesellschaftseigentum ein Mittel zum

Zweck, die das Wesen der Gesamtwirtschaft zunächst unan¬

getastet läßt — aber erst dann, wenn der Staat über die

natürlichen Bodenschätze und Rohstoffquellen einheitlich

verfügen kann, ist überhaupt eine planvolle Wirtschafts¬

führung möglich.

Die Sozialisierungsaktion wird sich zunächst auf die

Schlüsselindustrien beschränken müssen. Aber neben

diesem „sozialisierten" Sektor kann die private Wirtschaft

nicht frei wuchern, am wenigsten dort, wo Kartelle

und Syndikate Preise, Produktion und Absatz
— freilich nicht im Interesse der Gesamtwirtschaft, sondern

zur Steigerung der Profitrate der einen Privaterzeuger auf

Kosten anderer — diktieren. Kartellverordnung und Preis¬

kommissar haben sich als unzulängliche Maßnahmen er¬

wiesen, die durch eine ständige Ueberwachung aller mono¬

polartigen Einzelunternehmen und Organisationen (bis zu

ihrer später anzustrebenden Vergesellschaftung) ersetzt

werden müssen. Die freien Gewerkschaften haben darüber
1930 detaillierte Vorschläge für Aufbau und Aufgaben eines

solchen Kartell- und Monopolamts veröffentlicht,
das sich nicht auf Preisüberwachung beschränken darf,
sondern die Investierungs- und Produktionspolitik der freien

Monopole im Rahmen der Gesamtwirtschaftspolitik zu be¬
einflussen hätte.

Gegen private Bantandiktatur — für ein staatliches Kredit-

monopol.

Der Zusammenbruch im Sommer 1931 hat empfindliche
Mängel im Kreditsystem und die Notwendigkeit einer durch¬

greifenden Reform offenbart. Die Banken sind gewisser¬
maßen die Verwalter des beweglichen Vermögens der deut¬

schen Wirtschaft, bei dessen Anlage der gesamtwirtschaft¬
liche Gesichtspunkt kaum Berücksichtigung findet. Der Kon¬

kurrenzkampf der Banken untereinander verführte sie allzu

häufig zu falschem Einsatz der ihnen anvertrauten Gelder.

Die Folge war, daß die Banken der Krisis 1931 nicht ge¬

wachsen waren. Der Staat mußte helfend und stützend ein¬

springen, wenn nicht das ganze Wirtschaftsleben zum Er¬

liegen kommen sollte. Und so war die bürgerliche Regie¬
rung Brüning zur Sanierung der Großbanken und zur

Uebernahme bedeutender Aktienpakete gezwungen. Alle

deutschen Großbanken mit Ausnahme der Dodi werden

heute kapitalmä&ig vom Staat beherrscht, sie erfassen zwei

Drittel aller von sämtlichen Banken verwalteten fremden

Gelder. Gerade dieser Verflechtung der Banken nüt der

gesamten Wirtschaft, der Unmöglichkeit, die Banken in der

Krisis einfach preiszugeben, folgt die Notwendigkeit einer

Verstaatlichung aller Banken. Der Staat kann

nicht mit dem Risiko belastet werden, im übrigen aber die

Kreditpolitik dem „freien Spiel der Kräfte überlassen". Ais

Finanzier für fast alle größeren Investitionen kommt den

Banken keine geringere Bedeutung als den Schlüsselindu¬

strien zu. Die Zusammenfassung aller Kreditinstitute unter

einheitlicher Führung zu einem staatlichen Kredit-

monopol bildet eine entscheidende Voraussetzung- für

die Organisation der Planwirtschaft. Es kommt nicht auf

die Beherrschung der einzelnen Bankinstitute an, sondern

auf die planmäßige Kreditverteilung nach volkswirtschaft¬

lichen Gesichtspunkten. DieVerstaatlichung der Banken bildet

das Instrument zur Planwirtschaft auf dem Kreditmarkt.

Aber diese Aufgabe einer planmäßigen Kapitalleokung im

Interesse eines höchsten gesamtwirtschaftlichen Nutzeffekts

kann nicht zurückgestellt werden, bis die Verstaatlichung
aller Banken vollzogen ist; schon heute müssen öffentliche

und private Banken zu einer einheitlichen Politik unter

Führung eines Banken am tes angehalten werden. Zur

einheitlichen Führung aller Banken müssen Richtlinien für die

Kreditgewährung und Anlagepolitik der Kreditinstitute auf¬

gestellt werden. Schon eine Meldefrist aller Kredite würde

manche spekulative Kreditübersetzunij vermieden haben.

Manche Fehlinvestierung wäre unterblieben, wenn die eine

Bank von den Geschäften der andern gewußt und die ge¬

samte"Kreditorganisation in dem Dienst einer einheitlichen

Wirtschaftspolitik gestanden hätte.

Gegen die Herrschaft des Großgrundeigentums — für plan¬
mäßige Siedlung.

Die bisherige Agrarpolitik hat völliges Fiasko erlebt.

Obwohl der Landwirtschaft in den letzten Jahren direkt

oder indirekt Beihilfen in Höhe von 3 Mrd. RM. zu¬

geflossen sind, ist der Notschrei der „A g r a r i e r"

nicht verstummt. Es ist zwar gelungen, die Landwirtschaft

in weitem Umfange von der ausländischen Konkurrenz

unabhängig zu machen, aber da zugleich die Kaufkraft

der Industriebevölkerung systematisch untergraben wurde,

fand der Landwirt keinen Absatz für seine Erzeugnisse in

der Stadt. Der Schutz der Landwirtschaft durch Zölle darf

nicht die deutsche Exportindustrie aufs Spie! setzen, die

„Selbstversorgung" nicht zu einer Verschlechterung der

Lebenshaltung führen.

Eine rationelle Entwicklung der Landwirtschaft, eine Ver¬

billigung der Produktionskosten bei der großen Masse der

Bauernbetriebe und eine Verbesserung- der Absatzverhält¬

nisse wird sich aber niemals erzielen lassen, solange die

staatliche Agrarpolitik fast ausschließlich zur Er¬

haltung der bisherigen Besitz Verhältnisse

und der veralteten unwirtschaftlichen

Betriebsweise dient. Es geht nicht an, den Groß¬

grundbesitz im Osten zu erhalten, wenn er nur auf Kosten

der Allgemeinheit lebensfähig ist. Die Subventionen für die
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Großgrundbesitzer bedeuten ökonomisch/ einen Hemmschuh

für die Anpassung der landwirtschaftlichen Produktion an

die städtischen Verbraucherinteressen und politisch eine

Gefahrenquelle für die Republik. Für die bei Fortfall der

Subventionen nicht mehr lebensfähigen Großbetriebe muß

eine staatliche Auffangorganisation geschaffen werden, um

von vornherein die Umwandlung der Betriebs- und Besitz¬

verhältnisse in die richtigen Bahnen zu leiten. Umwandlung

der Besitzverhältnisse bedeutet nicht, daß der Groß¬

betrieb aus der Landwirtschaft verschwinden soll. Im

Gegenteil — hier muß von Fall zu Fall entschieden werden.

Wo nach Lage der Dinge (Witterung, Bodenbeschaffung,
Verkehrsmittel usw.) der Großbetrieb rentabler erscheint,

bleibt der Großbetrieb erhalten, aber er wird der Ver¬

fügungsgewalt des bisherigen Privateigentümers entzogen

und in genossenschaftlich betriebene Anteilwirtschafteri um¬

gewandelt, die unter öffentlicher Betriebskontrolle stehen.

Wo nach Lage der Dinge die Bauernwirtschaft rentabler

erscheint, wird der Großbetrieb in Bauernland umgewandelt;
sei es zur Aufrundung bestehender Zwergbetriebe, sei es zur

Ansetzung neuer Siedler.

Vorbereitung zum Sozialismus.

Wir finden bereits heute eine Reihe von Ansatzpunkten

^für den Umbau der Wirtschaft in Richtung auf eine Plan¬

wirtschaft. Diese Ansatzpunkte werden freilich noch nicht

ausgenutzt. Die bürgerlichen Regierungen mußten wider

Willen immer mehr in die Wirtschaft eingreifen. Sollen

diese Hilfsmaßnahmen wieder nur Notstützen der alten

' kapitalistischen Wirtschaftsverfassung sein? Es wäre poli¬
tisch und psychologisch zugleich unerträglich, wenn die

Milliardenopfer der Allgemeinheit dazu dienen sollten, neue

privatkapitalistische Mächte wieder in den Sattel zu heben.

Im Gegenteil: es gilt die Ansätze zur Planwirtschaft vor¬

wärts zu treiben, zu Strebepfeilern einer sozialistischen

Wirtschaftsordnung auszubauen.

Es gibt bereits eine ausgedehnte Eigenwirtschaft der

öffentlichen Hand. Aber noch arbeiten vielfach die Betriebe

i unorganisch nebeneinander, fehlt die einheitliche Zusammen¬

fassung. Es muß daher alles, was an öffentlicher

Wirtschaft vorhanden ist, zu einem festen Block unter

einheitlicher Leitung einer Planstelle zusammengeschlossen
werden.

Der Planstelle fällt eine doppelte Aufgabe zu: Neben

der Organisation und Leitung des „sozialistischen" Sektors

der Wirtschaft muß sie die Verbindung mit den übrigen
„Kommandohöhen" der Wirtschaft: Bankenamt, Monopol¬
amt und Außenhandelsmonopol herstellen. Sie ist das bin¬

dende Glied zwischen dem sozialisierten Sektor und dem

kontrollierten privaten Sektor der Wirtsrhaft. Die Planstelle

wird mit dem Bankenamt einen volkswirtschaftlichen Kredit-

verteilurigsplan aufstellen, mit deriv Mönopolemt den Miß¬

brauch der privaten Monopole brechen-und mit den Or¬

ganen des Außenhandels Ein- und Ausfuhr- dem Gesafnt-

interesse der Volkswirtschaft einordnen. Bankenamt und

Monopolamt, Außenhandelsstelle und Planstelle sind die

Intrumente für den Aufbau der Planwirt¬

schaft.. .
.

Die Planstelle ist gewissermaßen das Hauptstell¬
werk, in dem alle Maßnahmen zusammenlaufen, die den

Kurs auf Planwirtschaft bestimmen. Dieser Kurs wird sich

nur dann erfolgreich durchsetzen, wenn die Vergesellschaf¬
tung der Produktionsmittel fortschreitet. Sind alle Voraus¬

setzungen für die Arbeit der Planstelle erfüllt, dann wird

die Aufstellung eines Investierungsplans für die

deutsche Wirtschaft möglich. Mit der Herrschaft

über Umfang, Tempo' und Richtung der Investierungen wird

aber zugleich über den Entwicklungsgrad der einzelnen In¬

dustrien entschieden und das Fundament zur Planwirt -

schaft in. eigentlichem Sinne des Wortes gelegt. Eine

völlige Planwirtschaft ist nur denkbar im Rahmen eines

Gesamtplanes für die Wirtschaft, in dem

alle Teile des Gesamtprozesses dem einen Ziel der best¬

möglichen Versorgung -der Gesellschaft dienen.

Erst eine solche Beherrschung des wirtschaftlichen Ge¬

samtprozesses schafft die ökonomischen Grundlagen einer

sozialistischen Gesellschaftsordnung. Nur

in der Planwirtschaft wird es möglich, sein, Produktion uhd

Absatz so aufeinander abzustellen, daß Krisen vermieden

werden. Die sozialistische Planwirtschaft ist eine krisen¬

lose Wirtschaft, sie allein ermöglicht eine gerechte Ver¬

teilung des Volkseinkommens, gewährt den Hilfsbedürftigen
ausreichenden Schutz und sichert den Arbeitsplatz vo;

Krisen. Mit der Vergesellschaftung der Produktionsmitte'

werden die Arbeitnehmer zu den Trägern des Wirtschafts¬

systems, wird die Selbstbestimmung des Volkes
in seinem Arbeitsprozeß Wirklichkeit.

Das ist das Ziel der Zukunft. Der Umbau vollzieht siel,

in Etappen. Heute gilt es, die Fundamente zu legen. Di"

Brückenpfeiler des alten Wirtschaftsgebäudes sind geborsten
— Pioniere müssen vor,

— neue Strebepfeiler zu errichten
Die Krisis hat nicht nur ökonomisch die Notwendigkeit ,zun;

Umbau der Wirtschaft erwiesen, sondern zugleich der

politischen Willen der Massen mobilisiert
Dem kämpferischen Wollen der Arbeiterklasse und' dei

antikapitalistischen Sehnsucht der von der Krisis auf¬

geriebenen Zwischenschichten Ziel und Weg zu weisen —

das ist die Aufgabe des Aktionsprogramms der freien Ge¬

werkschaften. Je rascher und entscheidender es gelingt, die
soziale Reaktion und ihre faschistischen Hilfstruppen zu

schlagen, desto kürzer wird der Weg von der Forderung
zur Wirklichkeit, vom Programm zur Tat sein. ,

GEORG OECKER, BERLIN

Frieden —

für internationale Zusammenarbeit, gegenAutarkie
Zur Konferenz in Lausanne

Viele historische Erinnerungen sind seit dem Tage, an

dem das Kabinett von Papen ernannt wurde, wieder lebendig

geworden. Erinnerungen an die Vergangenheit, da die

Machthaber des Deutschen Reichs und namentlich Preußens

von den gleichen Schichten gestellt wurden, die jetzt auf

den Schultern des Nationalsozialismus an die Macht gelangt
sind. Hat man schon vergessen, welches Unheil das poli¬
tische Bündnis der preußischen Junker mit dem schwer¬

industriellen Kapital dem deutschen Volk brachte? Es soll

eine „glorreiche" Zeit gewesen sein. Und sie war es für

diejenigen, die ihre Machtgelüste und ihre Profitgier auf

Kosten der Volksgesamtheit zum obersten Gesetz der staat¬

lichen Politik erhoben hatten. Am Ende dieser glorreichen
Zeit standen der Weltkrieg und nach all den Greueln des

Krieges ein fürchterlicher Zusammenbruch. Der Ruf „N i e

wieder Krieg!" ist der Kampfruf der Arbeiterbewegung
in der ganzen Welt, und die Arbeiterklasse jedes Landes

hat danach zu trachten, daß die Kräfte, deren Treiben die

fürchterliche Katastrophe ausgelöst hatte, von der Macht

und der Beherrschung des Staates ferngehalten werden. So¬

lange nicht die Macht dieser Kräfte endgültig gebrochen
ist, gibt es keine volle Sicherheit gegen einen neuen Krieg,

gegen die Vernichtung von Millionen menschlicher Leben,
gegen die Verwüstung und alle die Leiden, die jeder Krieg
mit sich bringen muß. Solange es aber möglich ist, daß in

einem großen Lande wie Deutschland diese Kräfte in den

Vollbesitz der staatlichen Macht gelangen, gibt es nicht

nur keine Sicherheit gegen den Krieg, sondern die Mög¬
lichkeit eines Krieges droht zur unabwendbaren Kriegs¬
gefahr zu werden. Ohne Bedeutung ist es, ob der eine oder
der andere Minister selbst und bewußt den Krieg will.
Schon die kapitalistische Wirtschaft als solche erzeugt
ständig die Spannungen, die Kriegsgefahren in sich bergen.
Wenn sich aber der sterbende Kapitalismus im verzweifelten

Kampf um seine Existenz mit den Gespenstern der Ver¬

gangenheit verbündet, wie jetzt in Deutschland mit den

preußischen Junkern und militärischen Cliquen, wenn diese

Verbündeten, um ihren Untergang aufzuhalten, die übelsten

Leidenschaften des politischen und wirtschaftlichen Natio¬

nalismus schüren, so bedeutet das ein Spiel mit dem Feuer,
aus dem ein neuer Weltbrand auflodern muß.

Klar wie noch nie zuvor tritt heute die notwendige innere

Verbundenheit der großen Ziele der Arbeiterbewegung in

Erscheinung — die Dreieinigkeit: Freiheit, Sozialis-
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nvu's, Frieden. Und diese drei Ziele sind nicht mehr nur

Zukunftsziele, sondern die brennendsten Gegenwartsauf¬

gaben. Es.genügt'heute nicht, sich zur Frei¬

heit "zu bekennen, es gilt, die Freiheit zu

erkämpfen. Es genügt nicht mehr, sich als

Sozialist zu fühlen, es gilt, den Sozialismus

aufzubauen. Es genügt nicht mehr, den

Frieden zu wollen, es gilt, den Frieden

zu organisieren. Das heißt: in jedem Lande

die Kräfte, die zum Krieg treiben, zu vernichten und

die Voraussetzungen für die friedliche Zusammenarbeit der

Völker zu schaffen und zu sichern. Ist das eine politische

oder eine wirtschaftliche Aufgabe? Ist die Politik oder die

Wirtschaft unser Schicksal? Lernen wir aus den Erfahrungen

noch dies: Politik und Wirtschaft sind nicht voneinander

zu trennen. Wirtschaftliche Machtkämpfe werden in der

Politik ausgetragen, politische "Machtkämpfe, in den Gegen¬

sätzen der wirtschaftlichen Interessen wurzelnd, beein¬

flussen auf das stärkste den Ablauf der wirtschaftlichen

Entwicklung. So ist es in jedem einzelnen Lande, und so ist

es international in den Beziehungen zwischen den Ländern.

Den Frieder, organisieren heißt daher: den politischen

Mächten, die zu Urhebern der Kriege zu werden drohen,

endgültig Paroli zu bieten und zugleich die wirtschaftliche

Zusammenarbeit der Völker auf der gesicherten Grundlage

der gegenseitigen Ergänzung, der allseitigen Vermehrung

der der Befriedigung des menschlichen Bedarfs dienenden

Produktivkräfte aufzubauen.

Freilich sind das Aufgaben, deren Endlösung erst

nach der Ueberwindung der kapitalistischen Ordnung ge¬

lingen wird, nachdem durch die Vergesellschaftung der

Produktionsmittel die Machtgrundlage der politischen Reak¬

tion endgültig beseitigt und durch den sozialistischen Auf¬

bau die planvolle Lenkung der wirtschaftlichen Kräfte

gesichert ist. Unsere Gegenwartsaufgabe ist, i n d e r R i c h-

t u n g zu dieser Endlösung zu arbeiten, und außenpolitische

— allgemeinpolitische und wirtschaftspolitische — Forde¬

rungen gehören, als unentbehrlicher und ungemein wichtiger

Bestandteil, zu unserem Programm des sozialistischen Auf¬

baus. Wie Sozialismus und Freiheit wird auch der Friede

in harten Kämpfen unserer Zeit geboren. Wie für die Ver¬

wirklichung des Sozialismus und Erkämpfung' der Freiheit,

so ist unsere Zeit auch für die Sicherstellung des Friedens

die Zeit der großen Entscheidungen.

Eine Entscheidung ist vor einigen Tagen in

Lausanne gefallen. Erscheint es nicht als eine Wider¬

legung unserer Auffassung, daß die Regierung der Nazi-

Barone einen Vertrag abgeschlossen hat, durch den die

Reparationen aus der Welt geschafft werden? Ganz im

Gegenteil: die Ergebnisse der Lausanner Konferenz sowie

ihr ganzer Verlauf bieten die allerbeste Bestätigung für die

Richtigkeit unserer Auffassung: Erstens sind die Lausanner

Ergebnisse genau in dem Maße ein bedeutsamer Erfolg, in

dem sie im Rahmen der von den Sozialisten vertretenen

Verständigungspolitik liegen. Nicht als Sprecher der „natio¬

nalen Opposition", sondern als Erfüllungspolitiker wider

Willen hat Herr von Papen diesen Erfolg nach Hause

gebracht. Die positiven Ergebnisse von Lausanne wurden

durch die Verständigungspolitik auf beiden

Seiten des Rheins vorbereitet und durch den Ausgang

der letzten französischen Wahlen gesichert — namentlich

dadurch, daß Herriot gezwungen war, seine Regierung auf

eine parlamentarische Mehrheit mit den Sozialisten

zu bringen. Zweitens ist die Lausanner Konferenz leider zu

keiner wahren Friedenskonferenz geworden, ihre Ergebnisse

sind unvollkommen geblieben, da dazu die von uns auf¬

gezeigten und geforderten Voraussetzungen fehlten. Die

Auswirkung der Lausanner Ergebnisse bleibt davon ab¬

hängig, in welchem Maße diese Voraussetzungen erfüllt

Werden, und darüber hat das deutsche Volk am 31. Juli

zu entscheiden.

Die Bereinigung des Reparationsproblems beseitigt

zweifelsohne schwerwiegende Hindernisse für die inter¬

nationale Zusammenarbeit, namentlich für die wirtschaft¬

liche Zusammenarbeit .

zwischen Deutschland und Frank¬

reich. DasWerk von Lausonne kann aber nur dann wirksam

werden, wenn es durch die positiven Grundlagen

für eine solche Zusammenarbeit ergänzt wird: durch den

ehrlichen Friedenswillen, durch das gegenseitige Vertrauen

und durch die Wiederherstellung der internationalen wirt¬

schaftlichen Arbeitsteilung, die in dieser Krise in einem so

erschreckenden Maße zerstört wurde. Und was tut die

Regierung von Papen, um diese positiven Grundlagen zu

schaffen? Sie entfesselt den grausamsten Kampf gegen den

leil des Volkes, in dem der Friedenswille wirklich ehrlich

und lebendig ist. Sie steigert das Mißtrauen der Welt zu

Deutschland ins Unermeßliche, indem sie bestrebt ist, die

Herrschaft der preußischen Junker und der faschistischen

Abenteurer auf die Dauer aufzurichten. Sie stellt sich in

ihrer Wirtschaftspolitik ouf den Boden der sogenannten

„Autarki e", der Absperrung Deutschlands von dem

Weltmarkt durch die Politik der Liebesgaben für den ost-

elbischen Grundbesitz (neue Zollerhöhungen, Kündigung des

Handelsvertrages mit Schweden). Solange dieser Wahnsinn

des politischen und wirtschaftlichen Nationalismus in

Deutschland herrscht, wird das Werk von Lausanne ohne

seine notwendige Ergänzung und namentlich ohne jede

belebende Wirkung auf die Wirtschaft bleiben.

Diese unsere Ausführungen enthalten schon die grund¬

legende Begründung der Forderungen im gewerkschaftlichen

Programm für den Umbau der Wirtschaft, insofern als sie

für die internationalen wirtschaftlichen Beziehungen gelten.

Das sind mehr als einige wirtschaftspolitische Forde¬

rungen, denen noch so und so viele hinzuzufügen wären.

Heute gehören die Forderungen nach dem Abbau der

Handelshemmnisse, nach der Wiederherstellung des inter¬

nationalen Währungs- und Kreditzusammenhangs und nach

engem Zusammenschluß der europäischen Wirtschaftskräfte

in jedes ernstgemeinte K a m p f p r o g r a mm für den

Frieden. Die Krisenentwicklung hat auch auf diesem

Gebiet die Welt vor die größten Gefahren gestellt. Nicht

nur dadurch, daß die zerrissenen wirtschaftlichen Ver¬

flechtungen auch die wirtschaftliche Belebung in jedem

einzelnen Land verhindern. Darüber hinaus sind die Ent¬

wicklungstendenzen zu verzeichnen, die in ihrer bedroh¬

lichen Bedeutung nicht unterschätzt werden dürfen.

Wir sehen nämlich, wie die Politik der wirtschaftlichen

Selbstabsperrung, namentlich wenn sie bejaht und gewollt

wird, zur Wiederbelebung der imperialistischen Bestrebungen

führt. Kein Land kann in der heutigen Welt wirklich „selbst¬

genügsam" („autark") leben, und der kapitalistische Macht¬

wille könnte sich erst recht nicht mit der „Selbstgenügsam¬

keit" auf einem engen wirtschaftlichen Raum abfinden. Die

Autarkiebestrebungen in den wirtschaftlich stärkeren

Ländern werden durch Bestrebungen ergänzt, die weiteren

Gebiete in seinen abgesperrten Raum einzuschließen und

sich auf diese Weise für die neuen Machtkämpfe gegen die

anderen Wirtschaftsgebiete aufzurüsten. Die ungehemmte

Entwicklung in dieser Richtung' würde zwangsläufig zur

Bildung neuer imperialistischer wirtschaft¬

licher Reiche (über die Grenzen der einzelnen

Staaten hinaus) und dann zu ihrem Zusammenstoß

führen. Der Gedanke der Ausbildung von größeren wirt¬

schaftlichen Räumen, den wir im Interesse der internatio¬

nalen Arbeitsteilung und der friedlichen wirtschaftlichen

Zusammenarbeit der Völker bejahen, würde dann in seine

eigene Verneinung umschlagen. Nur in den großen Rahmen

des Programms der weltwirtschaftlichen Zusammenarbeit

gestellt, kann dieser Gedanke der Sicherung des Friedens

und nicht der Vorbereitung von neuen Konflikten dienen.

Das setzt aber wiederum voraus, daß in den wirtschaftlich

stärkeren Ländern nicht die Kräfte am Ruder sind, die die

politische und ökonomische Macht ihren Machtgelüsten und

Sonderinteressen dienstbar machen, sondern die Kräfte, die

diese Macht zum Wohl der Allgemeinheit und zur Sicherung

des Friedens zu lenken gewillt sind. Und das heißt: die

Freiheit muß erkämpft und endgültig gefestigt werden,

damit der Frieden gesichert wird. Die Freiheit kann aber

erst dann endgültig gefestigt werden, wenn die Grundlagen

der kapitalistischen Herrschaft vernichtet sind. Wir kehren

zur Dreieinigkeit der Ziele der Arbeiterbewegung wieder:

Freiheit, Sozialismus, Frieden.

Im Zeichen dieser Ziele wird jetzt der Wahlkampf geführt,

und es darf in diesem W a h 1 k a m p : nicht vergessen

werden, daß die immer noch lebenden Gespenster der Ver¬

gangenheit, die um die Macht in Deutschland ringen, von

ihren Gestalten die blutigen Schatten des Krieges abwerfen.

Alle, für die der Ruf „Nie wiede: Krieg" kein leerer Klang,

sondern der Ausdruck leidenschaftlichen Strebens ist, alle,

die die Greuel des neuen Krieges vermeiden und in der

Welt die wahre Friedenszeit herbeiführen, wollen, müssen

sich dem Kampf gegen den Nationalismus und Faschismus,

gegen Hitlers braune Armee und die Regierung der Nazi-

Barone anschließen.
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Werkmeister-Parlament in Mannheim
Der 30. Verbandstag des Deutschen Werkmeister-Ver¬

bandes stand vor den schwersten Aufgaben in der nun bald

50jährigen Verbandsgeschichte. Er fand am 11. und
13. Juni statt. In seinem Mittelpunkt stand wieder eine ge¬

waltige Kundgebung. Ueber 4000 südwestdeutsche Werk¬
meister trafen sich am 12. Juni im Rosengarten in Mann¬
heim.

Schon der historische Zeitpunkt gab der Tagung erhöhte

Bedeutung. Die Reichsregierung von Papen wurde in den
ersten Tagen des Juni gebildet, ihre erste Notverordnung
mit ihren empörenden Belastungen für die breiten Massen
kam am 15. Juni heraus. Und in kurzen Zeitabständen ließ
dieses Kabinett, das, wie die Nazis verkündet hatten, ohne

Notverordnungen regieren würde, vier weitere schwersten
Kalibers folgen. Der Verbandstag also tagte am Wende¬

punkt der deutschen Innenpolitik, mitten im „System-
Wechsel".
Der Verbandsvorsitzende, Kollege Buschmann, konnte

in seiner Eröffnungsansprache eine stattliche
Zahl von Gästen begrüßen, zahlreich waren die Vertreter
befreundeter Organisationen: u. a. die Kollegen Auf»
häuser und Stähr vom Vorstand des AfA-Bundes,
Kollege R o g o n vom Vorstand des ZdA. Gleich in seinen
einleitenden Worten umriß Kollege Buschmann die Ge¬
samtsituation und ihre Probleme für den Verbandstag: Das
Unternehmertum will den zusammenbrechenden Kapitalis¬
mus gewaltsam aufrechterhalten. Dies der Sinn des Lands¬
knechtsheeres. Dies ist auch die Aufgabe des Kabinetts
von Papen: „Die Schicksalsstunde der Sozialpolitik ist

gekommen. Der Angriff auf Tarif- und Arbeitsrecht, auf
die Arbeitslosen — und auf die übrigen Zweige der Sozial¬
versicherung ist auf der ganzen Linie eingeleitet, damit der

Entscheidungskampf gegen die Gewerkschaften. Bereit sein
ist alles!"

Den Gedanken der großen gemeinsamen Abwehrfront
aller organisierten Arbeiter und Angestellten gegen Sozial¬
reaktion und Faschismus, arbeitete Kollege Aufhäuser,
Vorsitzender des AfA-Bundes, in seiner Be¬

grüßungsansprache scharf heraus.
Aus dem Geschäftsbericht des Verbandsvorsitzen¬

den nur einige wichtige Einzelheiten. Die Stellenlosig-
keit im Verbände ist sehr groß: 11827 Meldungen im
Jahre 1930, 1931: 15 331. Im Jahre 1932 bis jetzt schon
etwa 8000! Etwa 1500 kommen durchschnittlich jeden Monat
hinzu. Dieses Jahr wird wohl 18 000 Neumeldungen brin¬
gen. Die Zahl der tatsächlich Stellenlosen ist natürlich
höher: rund 23 000, 20 Proz. des Mitgliederbestandes, die
Höchstziffer seit Bestehen des Verbandes. Hinzu kommt
die Kurzarbeit: Jeder fünfte Kollege ist zur Zeit
stellenlos, jeder vierte arbeitet verkürzt. Ein erschütterndes
Bild des Gehaltsabbaues der letzten zwei Jahre
geben diese wenigen nackten Zahlen: Im Jahre 1930 wurde
jeder dritte, 1931 jeder Tarifvertrag l^mal verändert; von

den Gehaltsvereinbarungen, die der Verband abgeschlossen
hat, sind nur 9 unberührt geblieben. Trotz der gewaltigen
Arbeitslosigkeit gibt es immer noch Mehr- und Ueber¬
arbeit. Allein bei der August-Thyssen-Hütte arbeiten die
Werkmeister bis zu 62 Stunden wöchentlich. Den Sonn¬
tagsdienst eingerechnet, ergeben sich auf verschiedenen
größeren Werken Arbeitszeiten bis zu 280 Stunden
monatlich.
Die nationalsozialistische Bewegung,

stellt Kollege Buschmann fest, konnte im Werkmeister-
Verband nicht Fuß fassen. Die Verbandsleitung hat von

vornherein eindeutig gegen sie Stellung genommen. Der
Verband hat sich zur Eisernen Front bekannt.
Der Verbandskassierer Kollege Schnöring erörtert in;

seinem Kassenbericht eingehend die Wirkungen der
Krise auf die Verbandsfinanzen. Die Einnahmen wurden
stark o-edrückt. Der Mitgliederbestand nahm in bescheide¬
nem Grade ab. Wesentlicher ist die Verschiebung innerhalb
des Mitgliederbestandes: die vollzahlenden Mitglieder ver¬

ringerten sich, die invaliden und die zum ermüßigten Bei¬
trag geführten stellenlosen Mitglieder nahmen zu. Ergebnis:
1,9 Millionen verringerte Einnahmen. Trotzdem leistete
der Verband außerordentliches. Im Jahre 1930 zahlte er

an direkten-Unterstützungen 3,8 Millionen, 1931: 4,6 Mil¬
lionen. Rechnet man die sonstigen Leistungen, wie die
Zahlungen von Sterbekassenbeiträge, die unentgeltliche

Lieferung des Verbandsorgans usw., hinzu, dann ergibt sich
für 1930 eine Ausgabe von 4,9 Millionen und für 1931 von

5,6 Millionen: 77 Proz. der Beitragseinnahmen 1930, 81,5 Proz,
1931, Diese enormen Leistungen bei stark verringerten Ein¬
nahmen führten natürlich zur Heranziehung des Verbands¬
vermögens. Im Jahre 1930 wurden über 286000 RM., 1931
2,2 Millionen Mark mehr ausgegeben als eingenommen.
Kollege Dr. Croner, Leiter der Sozialpoliti¬

schen Abteilung, sprach über das Schicksal der
Sozialversicherung, Kollege Hein ig, M. d. R.,
Leiter der Wirtschaftspolitischen Abteilung,
sprach über das Thema: Wohlfahrtsstaat für wen?
Die Diskussion dieser vier Berichte, an der sich

u. a. auch Kollege W. Stähr vom Vorstand des AfA
Bundes beteiligte, bedeutet eine Vertrauenskund¬
gebung für die Verbandsleitung. Die Delegierten er¬

kennen, daß die Finanzlage des Verbandes und die Zu¬
spitzung des Klassenkampfes die i d e e 11 e n Unterstützungen
zurückdrängen muß. Die Kollegen sind von Kampfesfreude
beseelt. Der Beitritt zur Eisernen Front wurde lebhai;
begrüßt. Einstimmig wurden zwei Entschließungen,
eine zur Sozialversicherung und Sozialpoli¬
tik, eine zum Tarifrecht, angenommen. In ihnen
protestiert der Verbandstag auf das schärfste gegen jeden
Versuch, die Rechte der Versicherten in der Sozialversiche¬
rung weiter zu schmälern, das Kündigungsschutzgesetz für
ältere Angestellte, den Tarifvertrag und das staatliche
Schlichtungswesen zu beseitigen. Der sozialpolitischen Ent¬
schließung wurde, als Pressemeldungen über den mutmaß¬
lichen Inhalt der Notverordnung von Papen bekannt wur¬

den, auf einstimmigen Beschluß des Verbandstags ein wei¬
terer Absatz hinzugefügt und dem Reichspräsiden¬
ten und der Reichsregierung telegraphisch über-
sandt. In ihm bringt der Verbandstag seine Empörung
gegen die Absicht der Reichsregierung zum Ausdruck, die
Unterstützungsdauer in der Arbeitslosenversicherung auf
6 Wochen zu verkürzen, in die Versicherung die Hilfsbedürf-
tigkeitsprüfung einzuführen und gleichzeitig die Unter¬
stützungssätze radikal abzubauen.
Nun kamen wichtige Schlußfolgerungen aus den bis¬

herigen Verhandlungen: die Höhe des Regelbei¬
trags und der Unterstützungen standen zur De¬
batte. Bei der Frage, ob Einheits- oder Staffelbeitrag, ent¬
scheidet man für den Einheitsbeitrag. Der Regel¬
beitrag betrug bisher 6 RM. Der Verbandsvorstand schlägt
eine Herabsetzung auf 4,50 RM. vor. Nach eingehender
Aussprache einigte man sich auf 4,50 RM. ab 1. Juli.
Die zahlreichen Anträge, die in der Hauptsache die

Unterstützungsleistungen des Verbandes" erhöhen wollen,
wurden nicht im einzelnen beraten. Der Verbandstag er¬

kannte, daß zur Zeit ein Ausbau nicht möglich, sondern ein
teilweiser Abbau unumgänglich ist. Und noch mehr: daß
in der nächsten Zeit weitere Reduktionen nötig werden
können, wenn die wirtschaftliche Entwicklung weiter nach
abwärts geht. Die Delegierten erleichterten dem Verbands¬
vorstand durch Satzungsänderung die jeweilige Anpassung
an die neue Lage. Ueber das, was in den nächsten Monaten
an Unterstützungen voraussichtlich gezahlt werden kann,
geben die Kollegen Buschmann und Schnöring
Auskunft, die der Verbandstag akzeptiert: Die Invaliden-
Unterstützung wird gesenkt. Nach den Beschlüssen des
Breslauer Verbandstages war ein Fonds für die ab 1. Ja¬
nuar 1936 fälligen Unterstützungen anzusammeln. Der Ver¬
bandstag beschloß, diese Aufspeicherung ab 1. Januar 1932
einzustellen. Auch das tägliche Stellenlosengeid wird redu¬
ziert. Die übrigen Sätze der gewerkschaftlichen Unter¬
stützungen bleiben bestehen.
Man sieht, die Kollegen Abgeordneten wußten, worum

es ging. Hierfür fand Kollege Wichterich (Bad Godes-
berg) den treffenden Ausdruck: „Wir haben in Mannheim
die Grundlagen unseres Verbandes erhalten. Wer aus
dieser Kampffront ausbrechen will, der soll es tun. Frei¬
gewerkschaftliche Aufgaben sind wichtiger als Unter¬
stützungen. Unsere bisherige Zuschußwirtschaft muß auf¬
hören. Fassen wir den Mut zur Verantwortung."

In diesem Zeichen stand der Verbandstag. In diesem
Zeichen wird der Deutsche Werkmeister-Verband zusammen
mit allen freigewerkschaftlichen Organisationen die näch¬
sten schweren Jahre erfolgreich überstehen.
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ARBEITSRECHT

Einheitliches Arbeitsrecht oder Arbeiter- und

Angestelltenrecht?
In der Zeitschrift „Die Arbeit" des ADGB ist die Dis¬

kussion über die Fragen des „Einheitlichen Arbeitsrechts"

in den letzten Monaten fortgesetzt worden. Die Diskussion

ist bekanntlich durch Nörpels Rede auf dem Frankfurter

ADGB-Kongreß und durch die Antwort Aufhäusers auf dem

Leipziger AfA-Kongreß eingeleitet worden. Aus der Reihe

der Beiträge, die die „Arbeit" bisher veröffentlicht hat, ver¬

dient der Aufsatz von Dr. Hermann Heindl, dem Syndikus
der Wiener Arbeiterkammer, im Juni-Heft der genannten

Zeitschrift besondere Beachtung.

Heindl zeigt zunächst, daß sich Nörpel den Zugang zur

Lösung des von ihm aufgeworfenen Problems dadurch ver¬

baut hat, daß er es nur als ein juristisches sieht,, während

es in erster Linie ein historisch-ökonomisches ist. Wer das

heutige Angestelltenrecht verstehen will, muß die Frage

beantworten, „wer die Angestellten eigentlich sind und wo-
-

her sie kommen". Der „Urangestellte" ist Gehilfe des

Unternehmers. Er übte wirklich noch Unternehmerfunk¬

tionen aus, woraus sich von selbst eine stärkere Bindung

an den Betrieb und eihe gewisse Stabilisierung des Arbeits¬

verhältnisses ergab. /Bei der Entstehung des Angestellten-
rechts spielten also/politische und- gewerkschaftliche Mo¬

mente gar keine Rolle. Diese vollständige Uebereinstim¬

mung von Sonderrecht und Stellung der Angestellten im

Betrieb verschiebt sich erst, wie Heindl mit Recht feststellt,

als aus den AngesVelltenberufen Massenberufe werden. Die

Unternehmerfunkt/on wird immer weiter aufgeteilt. „Der

Urangestellte löst sich gewissermaßen auf." Bei dieser

„Auflösung" fallen die Unternehmerfunktionen den leitenden

Angestellten zu,' die wir auch heute noch „Untemehmer-
funktionäre" zu nennen pflegen, also den Direktoren, Pro¬

kuristen usw. Sie sind nach Heindls treffendem Wort zur

„Wirtschaftsbürokratie" geworden, etwas in der Wirtschaft

viel Schädlicherem und Gefährlicherem, als es die Bürokra¬

tie der öffentlichen Verwaltungen jemals war." Die Masse

der Angestellten dagegen entfernt sich mit dem Fort¬

schreiten der Rationalisierung und Mechanisierung immer

weiter von der Stellung eines „Unternehmer-Gehilfen". „Die

Tradition der Sonderregelung- des Dienstverhältnisses aber

haben sie übernommen, ja diese Sonderregelung wurde so¬

gar in einem Zeitpunkt, in dem die Auflösung des alten

Ängestelltenbegriffes längst im Gange war, gesetzlich ver¬

ankert. So kam die gesetzliche Sonderregelung zum Groß¬

teil schon solchen Arbeitnehmern zugute, deren ökono¬

mische Stellung gar nicht den Anstoß zu der Sonderrege¬

lung des Dienstrechts der „Angestellten" gegeben hatte."

Heindl zeigt dann ausgezeichnet auf, wie dieser wider¬

spruchsvolle historische Prozeß von den herrschenden kapi¬
talistischen Schichten ausgenutzt wird, um die Angestellten
„bei der Stange zu halten", und wie das Bemühen breiter

Angestelltenschichten, durch Ideologie und durch die

Phrase vom Standesbewußtsein zu ersetzen, was die rauhe

Wirklichkeit zerstört hatte, diesen Spaltungsmanövern des

Kapitalismus entgegenkommt. <

Die Schlußfolgerungen Heindls geben wir in ihren ent¬

scheidenden Teilen nachstehend im Wortlaut wieder:

„Bei statischer Betrachtung kann man also zweifellos von

einer Begünstigung der Angestellten gegenüber den Ar¬

beitern sprechen, die dynamische Betrachtung entwaffnet

aber wohl jeden, der daraus eine Kritik des Ängeslellten-
rechts oder einen Vorwurf der Ungerechtigkeit ableiten

wollte. Das weitergehende Angestelltenrecht ist für die

Angestellten vor allem das Geschenk eines in der kapita¬
listischen Entwicklung notwendigen Schicksals . . .

Ob die Meinung allerdings zutrifft, daß das Sonderrecht

der Ange.stellten in seinem heutigen Umfang zusammen¬

brechen wird, wenn die besonderen politischen Tragpfeiler

wegfallen (was sich heute vorzubereiten scheine), das läßt

sich als eine Vorhersage nur behaupten, aber auf Grund

der Tatsachen noch nicht beweisen. Es ist ebenso möglich,
daß das Sonderrecht der Angestellten vielleicht bei einem

Funktionswandel das große wirtschaftliche und politische
Uebergangsstadium, in das die Welt eingetreten ist, über¬

dauert, um dann gemeinsam mit dem Arbeiterrecht in das

„Arbeitsrecht" der neuen Wirtschaft und des neuen Staates

zu münden.

f.:
¦

Das Wesen jeder „günstigeren" gesetzlichen Regelung
des Dienstrechtes besteht in der durch sie bewirkten

größeren Stabilisierung des Dienstverhältnisses. Sieht doch

jeder, der nicht etwa aus mehr oder minder berechtigtem
starkem Selbstgefühl für seine Zukunft nicht fürchten zu

brauchen glaubt, in der Unkündbarkeit der definitiven Be¬

amten und in deren ausreichender Altersversorgung die

denkbar günstigste Regelung des Dienstrechts. . .

Das Ziel des Sozialismus ist die Sicherung, das ist die

Stabilisierung der Existenz aller Menschen; jede sozial¬

politische Maßnahme strebt irgendwie diesem Ziele zu. Die

Krankenversicherung soll verhindern, daß die Erkrankung
für den Arbeitenden, dessen Einkommen gerade ausreicht,
den laufenden Lebensbedarf zu bestreiten, und von dem

nicht Teile für außerordentlichen Bedarf reserviert werden

können, zu einer Katastrophe werde, seine private Wirt¬

schaftsrechnung zu einer unlöslichen mache; die Kranken¬

versicherung enthält also in sich ein Moment der Siche¬

rung und der Stabilisierung. Die Unfallversicherung soll die

durch einen Unfall verhinderte Erwerbsfähigkeit des Ar¬

beitnehmers dauernd ausgleichen, den Arbeitnehmer vor«

den Zufälligkeiten der Durchsetzung des Schadenersatz¬

anspruches beim Arbeitgeber, der überdies ein Verschulden

desselben voraussetzen müßte, unabhängig machen, ihn

also ebenfalls sichern. Die Altersversicherung soll dem Ar¬

beitnehmer, der nur Lohn erhält, wenn er arbeitet, eine

gesicherte Existenz im Alter verschaffen; auch sie also

verfolgt ein Ziel der Stabilisierung der Existenz.

Die sozialistische Wirtschaftspolitik will die Willkürherr-

schaft des privaten Unternehmers in der kapitalistischen
Wirtschaft allmählich einschränken. Die heute regel- -und

planlose Wirtschaft soll allmählich von organisatorischen
Maßnahmen durchdrungen werden. In demselben Maße

aber, in dem durch das Zunehmen organisatorischer Maß¬

nahme" die Wirtschaft stabiler gestaltet wird, ist auch eine

stärk¦;-¦.» StabUisierung der Dienstverhältnisse möglich. So

müs;•¦ : denn Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik Hand in

Hantt gehen, verschiedene Arbeitsgebiete der allgemeinen
Pol 'ik, die notwendigerweise von denselben einheitlichen

Gn ndsätzen beherrscht sein muß. Der Sozialpolitik ist

hierdurch eindeutig der Weg gewiesen. Er führt zu einer

stärkeren Stabilisierung der Arbeitsverhältnisse, um den

arbeitenden Menschen von den wechselvollen Schicksalen

oder Zufälligkeiten, von denen die kapitalistische Wirtschaft

beherrscht w ird, immer mehr unabhängig zu machen. Diese

Aufgabe kann die Arbeiterschutzgesetzgebung nur zu ge¬

ringstem Teil erfüllen; ihre Erfüllung liegt vor allem auf

dem Gebiete des Arbeilsvertragsrechts und de< Arbeits-

Verfassungsrechts.
Die breiten Massen der Arbeiter waren seit jeher einer

Stabilisierung der Arbeitsverhältnisse, einer schweren Lös¬

barkeit, nicht günstig gesinnt. Die Arbeiter sahen sich vor

allem durch die Gesetzgebung der Vorkriegszeit genötigt,
ihre leichte Beweglichkeit und Freizügigkeit vm bewahren,

um jederzeit Arbeitskämpfe führen zu können, ohne als

Vertragsbrecher zur Verantwortung gezogen werden zu

können. Heute aber sind die Verhältnisse denn doch schon

andere, als daß ein derartiger Standpunkt noch aufrecht¬

erhalten werden könnte. Auch die Arbeiter müssen heute

an eine Stabilisierung ihrer Arbeitsverhältnisse denken. Es

kann kein Zweifel bestehen, daß Forderungen nach einer

unabdingbaren Kündigungsfrist, nach einem längeren An¬

spruch auf Lohn im Krankheitsfalle, auch von den Ar¬

beitern in nächster Zeit werden erhoben werden müssen.

Die Zeit scheint gegenwärtig für den sozialpolitischen Fort¬

schritt nicht günstig; die arge Not der schweren wirtschaft¬

lichen Krise hat vielmehr den Verzicht auf Teile einzelner

sozialpolitischer Einrichtungen erzwungen. Das befreit uns

aber keineswegs von der Pflicht, gerade in der Zeit, in der

das Gebäude des Kapitalismus ins Wanken gerät und in der

man sich um so gewissenhafter darauf besinnen muß, was

weiden soll, auch ein Programm der Zukunft der sozial¬

politischen Gesetzgebung zu entwerfen. So erweist sich

denn, was Pfirrmann sagt, als durchaus richtig, daß näm¬

lich das Sonderrecht der Angestellten nicht etwa zu der

Forderung berechtigt, die gesetzlichen sozialpolitischen An¬

sprüche der Angestellten auf das mindere Maß der gesetz¬

lichen sozialpolitischen Ansprüche der Arbeiter zurückzu¬

führen, sondern umgekehrt zur Forderung verpflichtet, auch
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den Arbeitern zu gewähren, was die Angestellten schon

besitzen. Dieser Satz aber, der an sic^i leicht dem Vor¬

wurf ausgesetzt sein kann, lediglich auf Angriffsfreude und

Agitationslust zu beruhen, erhält erst durch grundsätzliche
Betrachtung seinen tieferen Sinn.

So ist denn das Sonderrecht der Angestellten zweifellos

keine Einrichtung, die auch in der sozialistischen Gesell¬

schaft Bestand haben könnte. In dieser kann es derartige
Unterscheidungen nicht geben, da sie eines jeden Existenz

in gleicher Weise sichern muß. Es handelt sich also ledig¬
lich um eine Erscheinung der Entwicklung und des Ueber-

ganges, die notwendigerweise nicht gleichmäßig, scha¬

blonenhaft und schematisch sein können, da sich der Kampf
nicht auf allen Gebieten unter den gleichen Voraussetzungen
abspielt. Die Gefahr aber, daß die Angestellten in der So¬

zialpolitik sich gar zu weit vorwagen könnten, so daß die

Aktion des Ganzen in Gefahr geriete, besteht vorläufig
noch kaum. Die Angestellten sind durch ihr Sonderrecht

vor allem im Deutschen Reich den Arbeitern gar nicht

übermäßig weit voraus. Ihr Gehalt ist im Gesamtdurch¬

schnitt niedriger als der durchschnittliche Arbeiterlohn,
ihre Position im Betrieb weit schwächer, so daß es ihnen

vielfach im großen und ganzen trotz /weitergehender
gesetzlicher Rechte schlechter geht als den Arbeitern. Das

Sonderrecht der Angestellten bewirkt also kaum eine un¬

gerechte Verteilung des auf die Arbeiter und Angestellten
entfallenden Teiles des Sozialproduktes. Der Grundsat..

allerdings, daß es im Rahmen der freigewerkschaftlichen
Bewegung, worum immer es sich handelt, nur solche

Aktionen geben darf, die von der Gesamtheit gebilligt
werden und im Interesse der Gesamtheit zweckmäßig er

scheinen, muß voll und ganz anerkannt werden und bedarf
wohl keiner näheren Begründung."

Diese Ausführungen Heindls entsprechen vollinhaltlich
den Darlegungen des AfA-Kongresses in Leipzig unr

decken sich vollkommen mit der Haltung, die der AfA-

Bund überall, insbesondere auch in der AfA-Bundeszeitung
zum Angestelltenproblem und zu den Fragen des einheit
liehen Arbeitsrechts eingenommen hat. Ihr Abdruck in der

„Arbeit" scheint uns geeignet zu sein, die Diskussion von

der Gefahr theoretischer und juristischer Ueberspitzung zv

bewahren und den Zusammenhang mit der geschichtlichen
Wirklichkeit und ihrer Entwicklung in vollem Umfange

. wiederherzustellen.

SOZIALPOLITIK

Albert Thomas' Vermächtnis

Albert Thomas hat in seinem letzten Bericht über das

überstaadiche Arbeitsamt eine Mahnung an uns gerichtet,
die durch die letzten politischen Veränderungen in Deutsch¬

land besondere Bedeutung erlangt hat. Der Bericht er¬

streckt sich auf die Zeit bis zum 1. Februar dieses Jahres

und behandelt u. a. die Beziehungen des überstaatlichen

Arbeitsverbandes zum Deutschen Reich. Thomas fragt:
„Stehen Regierung und öffentliche Meinung in Deutschland,
stehen die deutschen Arbeiter und Angestellten trotz der

großen wirtschaftlichen Not noch zum Werk des über¬

staatlichen Arbeitsverbandes? Verfolgen sie unsere ständige
Arbeit noch aufmerksam? Nehmen sie noch unmittelbar

Anteil daran?"

Diese Zweifel wurden hervorgerufen durch eine gewisse

Gleichgültigkeit gegenüber den überstaatlichen Einrich¬

tungen. Tatsache sei, daß das Deutsche Reich im Jahi

1931 keinem einzigen weiteren Uebereinkommen beigetreten
ist. Wir müssen hinzufügen, daß ein solcher Beitritt 193i

unmöglich war, weil der Reichstag leider so gut wie ganz

arbeitsunfähig war.

Die wirtschaftlichen und politischen Schwierigkeiten, so

heißt es in dem Bericht weiter, bedrücken aufs äußerste

jeden Einzelnen und die Gesamtheit. Wer soll da noch an

überstaatliche Einrichtungen denken? Sie mögen an sich

gut und nützlich sein. Aber sie haben in einer solchen Zeit

nur dann ihren vollen Wert, wenn sie unverzüglich und

offensichtlich die wirtschaftlichen und politischen Nöte

lindern. Nur eine wirkliche Erleichterung dieser Art kann

der zunehmenden Gleichgültigkeit mancher Kreise gegen¬
über den Genfer Einrichtungen entgegenwirken. Haben
doch selbst solche überstaatliche Einrichtungen, die frei

von politischen und wirtschaftlichen Reibungen wirken zu

können schienen, nicht immer den Hoffnungen Deutsch¬
lands entsprochen.
Wie ist das Vertrauen wieder herzustellen? Wie können

wir die Hoffnungen neu beleben? Denn eine noch um¬

fassendere, noch innigere Beteiligung an den Bestrebungen
der überstaatlichen Arbeitsgesetzgebung fördert nicht nur

das Deutsche Reich selbst, seine Gewerbe mit ihren hoch¬

entwickelten Arbeitsbedingungen und seine Arbeiter- und

Angestelltenversicherung, sondern sie trägt insbesondere
zum gegenseitigen Vertrauen und zu gemeinsamen Er¬

folgen bei.

Mögen diese nur zu sehr berechtigten Mahnungen unseres

dahingeschiedenen Freundes überall beherzigt werden, nicht
zuletzt auch von den Angestellten und Arbeitern. Es han¬

delt sich hier weniger um den Widerstand derjenigen, die

grundsätzlich gegen die Arbeiterschutzgesetzgebung sind.
Gerade die Angestellten und Arbeiter müssen die Mahnung
Albert Thomas beachten.

Wir erleben jetzt bei uns das rücksichtsloseste Vorgehen
der Großgrundbesitzer und Großkapitalisten gegen alle Er¬

rungenschaften der Angestellten und Arbeiter. Unser Kamp!
ist nicht leicht. Jeder Erfolg, den unsere Gegner auch nur

zeitweise haben, bringt neuen sozialen Abstieg für die An¬

gestellten und Arbeiter. Darum müssen wir unsere ver¬

mehrten Kräfte für unser soziales Recht einsetzen.

In erster Linie haben wir jetzt den Kampf gegen die
Reaktion im Lande zu führen. So schwer und nieder¬

drückend dieser Kampf auch ist, dürfen wir doch nicht die

gleichen Bestrebungen der Angestellten und Arbeiter in

den anderen Staaten vergessen. Ueberall ertönt der Ruf
nach gemeinsamer Hilfe. Die Angestellten und Arbeiter in
allen Staaten müssen sich gegenseitig unterstützen.

Beherzigen wir die Mahnung des Genossen Albert

Thomas. Verfolgen wir aufmerksam die Bemühungen des

überstaatlichen Arbeitsverbandes für die Angestellten und

Arbeiter, und fördern wir sie, so weit es in unserer Macht

liegt. Gustav Hoch.

Nachfolge von Albert Thomas

Herr Buttler, der frühere stellvertretende Direktor, wurde

am 1. Juli vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits¬

amts als Direktor gewählt.

Berichtigungen
Im Heft 7, Seite 80 der AfA-Bundeszeitung ist bei der

Berechnung der Leistungen der JV. ein Irrtum unterlaufen,
indem der Reichszusehuß von 72 RM. mit in die Berech¬

nung der Invalidenrente, von der die Witwe bisher 8/io er¬

hielt und künftig 5/jo bekommen soll, einbezogen wurde.

Die richtige Rechnung ergibt:

Eine Witwe, die bisher von einer Rente, die sich zusam¬

mensetzte aus

168,— RM. Grundbetrag
460,— „ Steigerungsbeträge

628— RM.

7jo also 376,80 RM.

72,— „
Reichszuschuß

448,80 RM.

jährlich erhalten hätte, bekommt künftig aus

84,— RM. Grundbetrag
460,— „ Steigerungsbeträgen

544,— RM.

«/lo = 272- RM.

+ 72,— „
Reichszuschuß

= 344,—"rÜ!
Seite 82 muß es im Kap. V. Die Arbeitslosenabgnbe, Vor¬

bemerkung, zweite Zeile, statt 1. Juni 1932 1. Juli heißen.
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Geroeinsame Erklärung der Gewerkschaften zur

Notverordnung der Regierung Papen

Folgende Erklärung erließen die gewerkschaftlichen

Spitzenorganisationen am 18. Juni zur Notverordnung vom

14. Juni:

Die unterzeichneten gewerkschaftlichen Spitzenorgani¬

sationen stellen einmütig fest, daß die in der Notverordnung

enthaltenen Abbaumaßnahmen und Neubelastungen die

schlimmsten Befürchtungen, die die gesamte deutsche Ar¬

beitnehmerschaft auf Grund der programmatischen Erklä¬

rung der Reichsregierung hegen mußte, w^it übertreffen.

Damit hat sie den Kampf aufgenommen gegen die sozialen

Einrichtungen des Staates, den sie als „soziale Wohlfahrts¬

anstalt" bezeichnet hat. Dieser Angriff muß von den Ge¬

werkschaften der Arbeiter, Angestellten und Beamten als

eine Herausforderung empfunden und mit Entschiedenheit

zurückgewiesen werden.

Die unter größten Opfern von den Arbeitnehmern auf¬

gebauten sozialen Versicherungseinrichtungen sind in ihren

Grundlagen bedroht. Die Arbeitslosenversicherung ist prak¬

tisch beseitigt, die Arbeitslosen werden rücksichtslos der

„Armenpflege" überlassen. Die steuerlichen Neubelastungen

sind vornehmlich den leistungsschwachen Schichten auf-

ei legt.
Kein Arbeitsbeschaffungsplan, auch sonst kein aufbauen¬

der, in die Zukunft weisender Gedanke, der eine Besserung

der furchtbaren Wirtschaftslage und ein Ende der immer

fortschreitenden Verelendung des Volkes erhoffen läßt, ist

zu erkennen.

Die Gewerkschaften wissen, daß die Not der Zeit Opfer

fcrdert. Aber sie verlangen im Geist wahrer Volksgemein¬

schaft eine sozial gerechte Verteilung unvermeidbarer

Lasten. Ein Staat, der sich in erster Linie zum Schutz des

Besitzes bereitfindet, verkennt seine vornehmste nationale

Aufgabe.
Die Gewerkschaften appellieren an alle Kräfte im Staat

und Volk, denen die Einheit des Volkes und das Wohl der

Gesamtheit am Herzen liegt, sich mit ihnen in der Bekämp¬

fung dieses sozialen Unrechts zu vereinen. Sie sind ent¬

schlossen, ihre ganze Kraft einzusetzen, um den breiten

Massen des Volkes wieder den Lebensraum zu verschaffen,

der die unerläßliche Voraussetzung für die Gesundung von

Wirtschaft und Staat ist.

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. Gesamtverband

der christlichen Gewerkschaften. Gewerkschaftsring' deut¬

scher Arbeiter- und Angestelltenverbände. Allgemeiner

freier Angestelltenbund. Allgemeiner deutscher Beamten-

bund. Gesamtverband deutscher Verkehrs- und Staats¬

bediensteter.

Anrechnung der

gewerkschaftlichen Arbeitslosenunterstützung

Schon in Heft 7 der AfA-Bundeszeitung auf Seite 79

haben wir zum Ausdruck gebracht, dafi durch Art. 2

Ziffer. 2, 3, 4 Teil I Kap. I der Notverordnung vom 14. Juni

1932 die Anrechenbarkeit der Verbandsunterstützung

für den Fall der Stelleniosigkeit bei der Prüfung der Hilfs¬

bedürftigkeit und der Bemessung der Leistungen aus der

Arbeitslosenversicherung- und der Krisenfürsorge in den Be¬

reich der Möglichkeit gekommen ist. Der Begriff „Hilfs¬

bedürftigkeit" stammt aus dem materiellen Fürsorgerecht.

Er ist in den Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, Art

und Maß der öffentlichen Fürsorgeleistungen vom 27.3.1924

im § 5 näher umschrieben. Die Feststellung der Hilfsbedürf¬

tigkeit in der öffentlichen Fürsorge erfolgt durch die Für¬

sorgeverbünde, deren Organisation von den Ländern be¬

stimmt ist. Die Länder haben die Gemeinden oder die Ge-

meindeverbände mit den Aufg'aben der Fürsorgeverbände
betraut. Es kann gar kein Zweifel sein, daß der Begriff der

Hilfsbedürftigkeit aus der öffentlichen Fürsorge nunmehr

auch in die Arbeitslosenversicherung übernommen worden

ist. Es besteht daher die Gefahr, dafi Hilfsbedürftigkeit nur

dann anerkannt werden würde, wenn der Arbeitslose keiner¬

lei Mittel, also auch nicht die Be.räge aus der Stellenlosen¬

unterstützung seiner Organisation mehr besitzt, um seinen

notwendigen^Lebcnsbedarf zu beschaffen. Mit anderen Wor¬

ten, die Stellenlosenunterstützung wäre auf den Bezug von

Krisenunterstützung- unter Umständen angerechnet worden.

Die gewerkschaftlichen Spitzenverbände haben, um dieser

Gefahr zu begegnen, am 28. Juni 1932 eine gemeinsame

•Eingabe an den Reichsarbeitsminister gerichtet, in der sie

auf die Folgen aufmerksam machten, die eintreten müßten,

wenn die Anrechnung der Stellenlosenunterstützung auf die

Arbeitslosenunterstützung in der Versicherung oder der

Krisenfürsorge erfolgen würde. Die Antwort des Reichs¬

arbeitsministers ist bereits am 29. 6. 1932, gleichzeitig an

die Spitzenverbände und an den Präsidenten der Reichs¬

anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

ergangen und im Reichsarbeitsblatl Nr. 19 vom 5. Juli 1932,

Seite 121, abgedruckt. In diesem Erlaß betont der Reichs¬

arbeitsminister, daß er keine Bedenken hat, wenn Unter¬

stützungen, die auf Grund eigener Vorsorge für den Fall

der Arbeitslosigkeit bezogen werden, bei der Prüfung der

Hilfsbedürftigkeit und der Bemessung der Leistungen in der

Arbeitslosenversicherung und der Kriscniürsorge außer An¬

satz bleiben. Der Reichsarbeitsminister ist die oberste Ver¬

waltungsstelle für die Durchführung der Arbeitslosenver¬

sicherung. Wenn er sich mit einem Erlaß an den Präsiden¬

ten der Reichsanstalt wendet, so heißt das, daß die Reichs¬

anstalt und die ihr nachgeordneten Aemter seinen in einem

solchen Erlaß niedergelegten Weisungen nachzukommen

haben. Nun gehören allerdings die Gemeinden und die Ge¬

meindeverbände nicht zu den dem Reichsarbeitsminister

nachgeordneten Stellen, aber durch den § 172 AVAVG sind

sie zur Mitwirkung bei der Prüfung der Hilfsbedürftigkeit

gesetzlich verpflichtet worden. Diese gesetzliche Verpflich¬

tung ist zwar durch eine Vereinbarung über die Art des Zu¬

sammenwirkens der Arbeitsämter mit den kommunalen

Spitzenverbänden auf eine etwas versöhnliche Plattform ge¬

bracht worden. Nichtsdestoweniger besteht die direkte Ein¬

beziehung der Gemeinden in den Behördenunterbau der

Reichsverwaltung zu einem ganz bestimmten Zweck. Die

Annahme ist daher durchaus berechtigt, daß, wenn auch in

sonstiger Beziehung ein direktes Anweisungsbefugnis des

Reichsarbeitsministers an die Gemeinden und Genreinde¬

verbände nicht besteht und eine Oberaufsicht des Reiches

über die Gemeinden vom Reich nicht ausgeübt werden darf,

doch bei der Prüfung der Hilfsbedürftigkeit im Auftrag der

Reichsanstalt die Richtlinien des Reichsarbeitsministers auch

von den Gemeinden und Gemeindeverbänden beuchtet

werden müssen.

Sollten die Gemeinden' die Stellenlosenunterstützung doch

in Anrechnung bringen, die Hilfsbedürftigkeit also solange

und insoweit verneinen, als Stellenlosenunterstützung ge¬

zahlt wird, eine Feststellung, an die ja auch der Vorsitzende

des Arbeitsamts bzw. der Spruchausschufi gebunden wäre,

so müßten diese Fälle sofort gemeldet werden, damit die

Gewerkschaften sich mit dem Reichsarbeitsminister in Ver¬

bindung setzen können, der dann die Verpflichtung hätte,

für die Durchführung seines Erlasses Sorge zu tragen.

BEAMTENBEWEGUNG

10 Jahre ADB

Aus Anlaß seines 10jährigen Bestehens hatte der Allge¬

meine Deutsche Beamtenbund seinen Bundesausschuß für

den 18. Juni 1932 einberufen. Seitens des Bundesvorsitzen-

den Falkenberg und des Reichstagsabgeordneten Dr. Vulter

wurde eingehend über die Notverordnungen in Preußen

und Reich gesprochen. Es gelangten zwei Entschließungen

zur Annahme, die sich gegen die abermalige Kür/ung der

Beamtengehälter und Versorgungsbezüge wenden und

gleichzeitig geg-en die Angriffe der Nationalsozialisten auf

die .Vereinigungsfreiheit der Polizeibeamten aufs schärfste

protestieren.
Am 19. Juni fand im ehemaligen Preußischen Herren¬

haus eine offizielle Festsitzung statt. Von Regierungsseile

war auf dieser Tagung nur Preußen durch den Ministerial¬

direktor Dr. Brecht vertreten, während die Reichsregierung

es nicht für notwendig erachtet hat, einen Vertreter zu

entsenden, da sie sich durch die Kritik des ADB getroffen

fühlt.
In seiner Begrüßungsansprache betonte der Bundesvor¬

sitzende Falkenberg, daß die moderne Beamtenbewegung

durchdrungen sei von der Erkenntnis, daß der Beamte als

Staatsbürger in seiner Funktion nicht losgelöst werden

kann von dem politischen und wirtschaftlichen Geschehen.

Die Beamtenschaft fühlt sich als ein Glied in der großen

freigewerkschaffliehen Arbeifnehmerbewegung-.

Mit Recht wurde auf diese Verbundenheit auch in den.

Begrüßungsansprachen seitens des Kollegen Eggert vom

ADGB und des Vorsitzenden des AfA-Bundes, Kollegen

Aufhäuser, hingewiesen.
Im Namen des Internationalen Arbeitsamtes sprach Ober-

regierungsrat Donau, der auf die Bemühungen, auch auf

V ::

95



internationalem Boden die Beamtenfragen zu fördern, hin¬

wies. Besonderes Interesse und Genugtuung rief die Mit¬

teilung des Vertreters des Internationalen Gewerkschafts¬

bundes, Stolz, hervor, als er sagte, dafi nunmehr seitens

des Internationalen Gewerkschaftsbundes die Beamten-

Internationale als Berufssekretariat anerkannt worden sei.

Das Hauptreferat der Tagung hielt Dr. Völter, der in

tiefschürfenden Ausführungen die beamtenpolitischen, sozio¬

logischen und wirtschaftlichen Grundlagen der freien Be-.

amtenbewegung darlegte und die Wege aufwies, die die

moderne Beamtenbewegung in unserer Zeit zu gehen hat,

um die gesteckten Ziele zu erreichen. Er wandte sich ins¬

besondere gegen die noch weitverbreitete Meinung inner¬

halb der Beamtenschaft, daß sich die Beamtenfragen von

allem wirtschaftlichen Geschehen abzweigen lassen und

betonte, daß der Beamte ebenso wie der Angestellte und

Arbeiter von den wirtschaftlichen Verhältnissen abhängig
ist und eine aktive Haltung einnehmen muß

LITERATUR

General und die Frauen*)

Gestaltung der Persönlichkeit — Reichtum, Sättigung
individuellen Lebens, das ist Wunsch, Ziel, Atem der Zeit¬

menschen. „General und die Frauen". So ist das Thema

recht gewählt, Walther Victor!

Selbstverständlich war, daß das private Leben der großen
Führer des Sozialismus, seiner Begründer, zurücktrat vor

ihrem Werk. So groß war das Werk. Wer kannte den
Menschen Friedrich Engels, genannt Gene¬

ral? Wem schien sein Leben interessant genug, es aufzu¬

spüren? Die Arbeiter hatten Klasseninteressen und Klassen¬

sorgen. Zu ihnen kamen die großen Führer und sprachen:
Solidarität! Proletarier aller Länder vereinigt euch! Die

Arbeiter jubelten ihnen zu und kämpften in ihrem Sinne,
im eigenen Interesse Wer kannte den Menschen hinter

dem Denker, dem Strategen, dem General? ,

Nun kommt einer, ein Genosse, ein Dichter, und be¬

schreibt das Leben Generals. „Vom Erlebnis zur Theorie."

Und knüpft unnennbare, spinnwebzarte Fäden vom Fühlen

zum Denken, vom Temperament zur Ueberzeugung, vom

Erleben zur Tat.

General — und die Frauen? Ist das Thema ergiebig?
Gibt es erotische Sensationen im Leben des großen Sozia¬

listenführers? Da ist Mary Burns, Baumwollspinnerin bei

Ermen und Engels in Manchester, Geliebte während zwan¬

zig Jahren. Heiter, mit natürlicher Sicherheit, aufrecht und

stark, ohne „Unterwürfigkeit des Lohnsklaven", so findet

General Mary an der „Jenny", der ersten Spinnmaschine.

*) Vom Erlebnis zur Theorie.
,
Von Walther Victor.

Büchergilde Gutenberg, Berlin 1932.

Sie ist der treue Kamerad, Glied der Arbeiterklasse, Symbol
der Zukunft. In Mary liebt General die Frauen der unter¬

drückten Klasse; ihr gilt seine Liebe, ihr gilt sein Werk!

„Die Wirkung der Fabrikarbeit auf den weiblichen Körper
ist ganz eigene Art. Die Verbildungen, die die Folge langer
Arbeitszeit sind, werden beim Weibe noch viel ernst¬

hafter. .."

Und da ist Lizzie Burns, Mary's Schwester. Nicht ebenso

groß und klar an Geist wie Mary. Aber mit darbendem,
liebendem Herzen. General liebt Lizzie, weil sie die Schwe-

ster seiner Mary ist, und weil er keine Kreatur leiden sehen

kann, und Menschen lieben und für sie sorgen zu seinem

ureigensten Wesen gehört.
Doch Lizzie ist nicht wie Mary. General wollte Mary ver¬

sorgen, wie jeder Bürger sein Eheweib versorgt. Aber Mary
lachte den „Spießer" Engels aus und arbeitete weiter an

der „Jenny". Lizzie ist fromm. Sie zittert vor der „Sünde",
Ihre Religiosität gibt Anlaß zu Differenzen mit General.

Und General breitet vor ihr seine sozialistische Ueberzeu-

gungf, sucht nach Erklärungen und schreibt über Ehe, Liebe

-und Moral Lizzie's Geist kann seinen Spuren in die Zu¬

kunft nicht folgen. Auf ihrem Totenbette wird sie Frau

Engels. Tolerant und mitleidend ist General, wenn der

Friede einer Sterbenden in Frage steht.

Generals Leben ist kein gleichmäßig-eintöniges Schreiten.
Da gibt es Um- und Zickzäckwege. Nach Brüssel, der

Festung der des Landes verwiesenen Sozialisten, holt Gene¬
ral Mary. Aber Jenny von Westfalen, Frau von Karl Marx,
verschmäht Bekanntschaft und Gemeinschaft. Fremd und

feindlich spannen die Klassengegensätze den Bogen zwi¬

schen der legitimen Frau, vom alten preußischen Adel ge

bürtig und der illegitimen, der Fabrikarbeiterin. — Genern!
aber stürmt weiter durch die Länder, studierend, schreibend,

organisierend, kämpfend, mitstreitender Revolutionär. Und

auch ganz persönlich lebend und erlebend. So schreibt e-

an Mohr (Karl Marx) in Brüssel: „Ich höbe mir hier in

Paris einen sehr unverschämten Ton angewöhnt . . . man

richtet mit selbigem manches bei Frauenzimmern aus . . ."

Widerspruchsvoll wie das Leben selbst war General.

Als Siebzigjähriger, der die geliebten Frauen überlebt

hat, sitzt General am Zürichsee, „froh unter Freunden. Und

nur, wenn die langen Züge der Demonstrationen unter¬

brochen werden durch die heiteren Reihen der Frauen und

Mädchen, dann dreht er sich um, schneuzt sich und wischl

dabei die Tränen ab, daß keiner sie sehe. — „Du hast auch

früher in der Fabrik gearbeitet?" fragt er die Führerinnen

der Bewegung-, wen von ihnen er auch trifft. „Ja? Davon

•mußt Du mir erzählen." Und General, der Greis, ist wiede:

•Feuer und Flamme. Er nimmt die Genossin unter den Arn,

sieht sie von der Seite an, hört ihr zu und liebt in ihr Mary."
Mit großer Einfühlungsfähigkeit und spielender Phantasie

ist der Mensch Friedrich Engels, genannt General, dichte¬

risch gestaltet. Ein gewichtiger Stoff hat seine wohl¬

klingende, eigenrhythmische Form gefunden. Prachtvoll ist

es gelungen, Walther Victor! Paula Lohagen.

ÄÜ£ DEM AFA-BUND

Arbeitsbericht der AfA-Zentrale

für die Zeit vom 26. Mai bis 11. Juli 1932

Wirtschaftspolitik

Zollschutz- und ,Subv.entionswünsche von

Betriebsräten aus der Werft-, Zucker-, Zink- und Waggoh-
industrie sowie aus dem Maschinenaußenhandel gaben dem

Wirtschaftspolitischen Ausschuß Anlaß, sich in zwei

Sitzungen mit diesen Fragen zu beschäftigen. Es wurde be¬

schlossen, die Betriebsräte durch Rundschreiben über ihre

Haltung gegenüber ihren Arbeitgebern in diesen Angelegen¬
heiten zu unterrichten und eine Aussonderung der für die

gesamte Wirtschaftspolitik maßgebenden Fälle zur Sonder¬

behandlung anzubahnen.

Eine weitere Sitzung des Wirtschaftspolitischen Aus¬
schusses befaßte sich mit der Wiedereinführung der Lohn-

Steuerrückerstattung und mit der Frage, ob zur

Erleichterung derselben die Einführung eines Steuer¬
buches mit monatlicher Verrechnung gefordert werden
soll. Beides wurde bejaht. Dieser Standpunkt wurde auch in

einer Besprechung im Reichsfinanzministerium, an der

Kollege Dr. Suhr teilnahm, vertreten.

Mehrere Sitzungen, die vom Wirtschaftspolitischen Aus¬

schuß gemeinsam mit dem Ausschuß des ADGB veran¬

staltet wurden, hatten die Ausarbeitung von Richtlinien
für den Umbau der Wirtschaft zum Gegenstand.
Das gemeinsame Wirtschaftsprogramm ist nunmehr ab-

- geschlossen. Es ist unter dem Titel „Umbau der Wirtschaft"
auf Seite 86 dieser Nummer veröffentlicht. Zugleich wurde

gemeinschaftlich mit dem ADGB ein Kommentar zum

Programm herausgebracht, der im Verlag des ADGB er¬

schienen ist.

Sozialpolitik
In gemeinsamer Sitzung des SWP- und des Arbeitsrechts¬

ausschusses wurde die Frage der Errichtung von A n g e
-

stelltenkammern bei den Landesarbeitsgerichten ab¬

schließend geprüft und festgestellt, daß an der Errichtung
solcher Kammern kein Interesse besteht. Des weiteren be¬

schäftigte sich der SWP-Äusschuß mit den Plänen zur Ab-
-

änderung . des Kündigungsschutzgesetzes und

der Frage der Ersatzkassen in der Angestellten¬
versicherung. Selbstverständlich wurde auch die Not¬

verordnung vom 14. Juni in ihrem sozialpolitischen Teil

eingehend behandelt.
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Zur Frage der Jugendlichenfürsorge unter¬

breitete der SWP-Ausschuß dem Bundesvorstand seine

Stellungnahme. Mehrere Sitzungen beschäftigten sich mit

der Auflösung der „P a r e n n a".

Der Bewilligungsausschuß" der Kageso tagte einmal und

wurde von einem Vertreter des AfA-Bundes besucht.

Der Arbeitsrechtsausschuß setzte die Prüfung des Ent¬

wurfes der ZPO fort und behandelte verschiedene andere

Rechtsfragen in zwei Sitzungen.
Eine weitere Beratung des Entwurfs der normalen U n -

fallverhütungsvorschriften der Berufsgenossen¬

schaft seitens der gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen

fand am 27. Mai, 10., 15., 23. und 30. Juni statt.

Lohnpolitik
Der. Lohnpolitische Ausschuß beschäftigte sich in einer

Sitzung mit den Mißständen bei Kurzarbeits¬

zeitabkommen. Er regte ferner eine einmalige Er¬

hebung über den Stand der Kurzarbeit und Versuche zur

stichprobeweisen Erforschung des Standes der

Kurzarbeit an. Die Erhebung ist am 1. Juni von den an¬

geschlossenen Organisationen nach gemeinsamen . Richt¬

linien durchgeführt worden. Ihre Aufbereitung und Aus¬

wertung liegt in den Händen der Hauptgeschäftsstelle. Im

Zusammenhang damit legte er das Verhältnis der Ver¬

binde zu den Kurzarbeitsabkommen in der nordwestlichen

Gruppe fest.

In einer weiteren Sitzung beschäftigte sich der Lohn¬

politische Ausschuß mit der tarif politischen Situa¬

tion im Baugewerbe. Eine dritte Sitzung des Lohn¬

politischen Ausschusses nahm erneut zur Frage der

Arbeitszeitverkürzung im Anschluß an ein

Schreiben des Reichsarbeitsministers an die Reichsanstalt

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung zur

Förderung der Arbeitszeitverkürzung Stellung. Es wurde

h schlössen, die Schlichter der Verwaltungsausschüsse der

L.Indesarbeitsämter und die Orts- und Bezirkskartelle ent¬

sprechend zu informieren.

Sergbau
Im Bergbauausschuß wurde zu den Aenderungen der

knappschaftlichen Pensionsversicherung
durch die letzte Notverordnung Stellung genommen und

über den Stand der staatlichen Stützung der Bergbau¬
betriebe im Harz berichtet. Eine weitere Sitzung befaßte

sicli mit dem Entwurf einer Verordnung über Unfall¬

verhütung, zu dem vom Standpunkt des Grubensicher»

h< itswesens neue Vorschläge gemacht werden sollen. Außer¬

dem wurden die Beratungen über die Stellung zur S a n i e -

rang der knappschaftlichen Pensionsver¬

sicherung fortgesetzt.

rsiidungswesen
Der Bildungsausschuß setzte das Programm für die A f A -

Bildungskurse im kommenden Winterhalbjahr fest

und erörterte erneut die Hilfsmaßnahmen zur Betreuung
jugendlicher Erwerbsloser auf pädagogischem Gebiete.

Eine Sitzung einer Sonderkommission, die sich mit der

Betreuung derErwerbslosen im allgemeinen, ihre

organisatorische Erfassung beschäftigen sollte, tagte am

11. Juli 1932 zum ersten Male.

Am 3. Juni fand eine kombinierte Sitzung des Sozia¬

listischen Kulturbundes und der Bühnenkommission statt, die

sich mit Theaterfragen beschäftigte.

Reich, Staat und Gemeinde

Der Behördenausschuß mußte sich in seiner Sitzung mit

Fragen der Versorgungsanwärter, der Zusatz-

versorgung und der Einführung der 40-Stunden-

Woche für die Behördenangestellten auseinandersetzen.
Auch die Unterbringung von Angestellten bei der Auflösung
von Landkreisen bildete erneut den Gegenstand der Aus¬

sprache.

Vorstand
.

In der Berichtszeit trat der Vorstand zweimal zur Sitzung,
nämlich am 2. Juni und am 30, Juni 1932 zusammen. In der
ersten Sitzung beschäftigte er sich mit gewerkschaftlichen
Fragen, insbesondere mit dem freiwilligen Arbeits¬

dienst und überprüfte die Verhandlungen der Spitzen¬
gewerkschaften mit der Reichsregierung. Durch die Er¬

schwerung der politischen Loge sah sich der Vorstand

gezwungen, in einer zweiten Sitzung das Hauptgewicht der

Aussprache auf die Stellung zur neuesten Notverordnung
und auf das Verhältnis der Gewerkschaften zur neuen

Regierung zu legen. Außerdem wurde die Stellung zum frei¬

willigen Arbeitsdienst beschlußmüßig festgelegt. Lebhaft er¬

örtert wurde die Gefahr der Anrechnung gewerk¬
schaftlicher Stellenlosenunterstützung auf

die Arbeitslosenunterstützung, die durch die neue Not¬

verordnung in den Bereich der Möglichkeit gerückt worden

ist. Die gemeinsam mit dem ADGB und den übrigen
Spitzenorganisationen an das Reichsarbeitsgericht gerichtete
Eingabe zur Verhütung dieser Gefahr wurde gebilligt. Der

Erfolg dieser Eingabe in Gestalt des Erlasses des Reichs¬

arbeitsministers vom 29. Juni 1932 wurde begrüßt. Nach

Erledigung verschiedener anderer gewerkschaftlich-poli¬
tischer Fragen wurde auch noch die Haltung des AfA-

Bundes zur Reichstagswahl festgelegt.
Die Vorschlagsliste für die Bestellung der ordent¬

lichen Beisitzer und ihrer Stellvertreter zum Verwal¬

tungsrat der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung wurde dem Reichswirtschuftsrat

unterbreitet. Sie enthält den Kollegen Fritz Schröder als

ordentlichen Beisitzer und den Kollegen Wilhelm Stähr als

Stellvertreter.

An dem Verbandstag des Zentralverbandes der

Arbeitsinvaliden und Witwen, der in Breslau

tagte, nahm Kollege Göring teil. An der Sitzung des Ver¬

waltungsrats der HeimvolkshochschuleTinz nahm

Kollege Stähr teil. — Der Einladung des Verwaltungsrats
der Akademie der Arbeit folgten die Kollegen Stähr

und Göring. — Verschiedene Sitzungen der Reichskampf¬
leitung der Eisernen Front, des ADGB-Vorstandes, des Vor¬

standes des Verwaltungsrats der Unterstützungsvereini-

gungen wurden von Beauftragten des Vorstandes wahr¬

genommen.
— Der Vorstand unterzeichnete einen ge¬

roeinsamen Aufruf mit den anderen Spitzenorgani¬
sationen zur politischen Lage, der auch durch den

AfA-Pressedienst unterbreitet worden ist. — Die Gesell¬

schafterversammlung der Lindcar-A.-G. wurde von

einem Vertreter des AfA-Bundes als Gesellschafter be¬

schickt. —- An zwei Sitzungen des Fachausschusses der

Gewerkschaftspresse nahm ein Vertreter des AfA-

Bundes teil. — Der Aufruf der Reichskampfleitung
der Eisernen Front zur Reichstagswahi wurde durch

den AfA-Pressedienst verbreitet. Unsere Ortskartelle sind

durch ein besonderes Rundschreiben über die Einsteilung
zur Reichstagswahl unterrichtet worden. Von der Heraus¬

gabe eines Wahlflugblattes wird Abstand genommen.

Ortskartellversammlungen in Lauchhammer, Bautzen und

Plauen wurden vom Kollegen Dr. Greil als Referent wahr¬

genommen.

Kollege Urban besuchte im Auftrage des Vorstandes den

29. ordentlichen Genossenschaftstag des Zen¬

tralverbandes deutscher Konsumvereine,
der vom 6. bis 8. Juni in Jena stattfand. — Die Gesell¬

schaft für soziale Reform hat ihren Ausschuß im

Reichswirtschaftsrat zusammenberufen, zu dem Kollege
Göring delegiert worden ist.

Auf dem Verbandstag des DWV waren die

Kollegen Aufhäuser und Stähr anwesend. Der ADGB-

Ausschuß sah die Kollegen Aufhäuser und Göring. —

Der ADB feierte seinen zehnjährigen Gründungs¬
tag, woran sich die Kollegen Aufhäuser und Friede! be¬

teiligten. —¦ Wiederholte Aussprachen im ADGB befaßten

sich mit der Lage der Konsumvereine. — Der Vor¬

stand des Arbeitsgerichtsverbandes hielt eine

Sitzung ab, an der Kollege Dr. Greil teilnahm.
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